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Der Heimatdienst

Der Keichshaushali und seine Vorgänger
Von Ministerialdirektor Dr. Olscher

Jm Gegensatz zum Vorjahre ist es in diesem Jahre nicht ge-
lungen, vor Beginn des Rechnungsjahres den Reichsetat parlamen-
tarisch zu verasbschieden. Es war aus diesem Grunde bisher die

Haushaltsführung zunächstprovisorisch bis zum Zo. Juni 1932 durch
Notverordnung geregelt worden, in der Erwartung, bis dahin dann
den Etat durch den Reichstag verabschieden zu lassen. Die Auflösung
des Reichstags hat eine solche Verabschiedung unmöglich gemacht.
Die Reichsregierung stand nunmehr vor der Wahl, durch eine neue

Notverordnung ein nochmaliges Provisorium zu schaffen und die

endgültige Regelung

427 Mill. RM. außerordentliche Schuldentilgung 420 Mill. RM.,
Ablösung der Markanleihen287 Mill. RM. Verzinsung der Reichs-
schuld 210 Mill. RM., landwirtschaftliche Siedlung50 Mill. RM.,
vorstädtischeKeinsiedlung 43 Mill. RM., innere Kriegslasten einschl.
Osthilfe 525 Mill. RM., äußere Krisegslasten 145 Mill. RM., für
alle übrigen Reichsausgaben rund 600 Mill. RM. —- Hiservon sind
alle sonstigen sächlichenAusgaben für die Verwaltung, für Wasser-
straß-en,für Luftfahrt, für Wirtschaft und Verkehr usw. zu be-

streiten. Für die Kosten der bevorstehenden Reichstagswahl sind
2,2 Mill. RM. ange-

durch einen später
vom Reichstag fest-
zustellenden Reichs-
etat abzuwarten oder
aber selbst einen

plan nach Art eines
» XX

Reichsetats für das
«

ganze Jahr aufzu-
stellen und dem Herrn
Reichspräsidenten

die Jnkraftsetzung
im Wege der Not-

iverordnung vorzu- ;,»» dy« » R

.-

schlagen. Sie hat sich -

zu dem letzteren Use-USZiff-sy-Wege entschlossen, EDQZOHYFIJ
weil es ihr bei uns »I«C-gp4,«73023z7-3serer angespannten « syska III-

Finanzlage nicht (
vertretbar erschien,

« - -

fast während des
.

ganzen Jahres ohne ,-
festen plan zu wirt- z,(

»

schåfstemDeåinzuk; z»Y-nä t verge t no Lerci-« )
«
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geraume Zeit, bis ’
,

der neue Reichstag »»,-««..d(«bs."t""«

gewählt und zusam- Es
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mengetreten sein j
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wird. Dann erfor- THE-«ZJFZ »h«I

dern aber
» erfah- »Es-kkaEs

rungsgsemäßdie Etat- -

beratungen im ,L.— «

Reichstag auch noch KOCH «--s-F-"«s«ss«»
etwa zwei Monate,
so daß also mit der

Verabschiedung erst
im Spätherbst gerech-
net werden konnte.
Es ist daher vorbe-

haltlich ein-er spä- Wir
tersen Feststellung n

durch Gesetz jetzt ein s
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plan für die Be- s
wirtschaftung der ,
Rseichseinnahmen tmund Reichsausgaben -

·

für das ganze Jahr
durch Rotverord-
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gaben 1930 ein-

schließlich der Steuerüberweisungen an die Länder 11,9 Milliarden
RM. und 1931 9,4- Milliarden RM. betragen haben, sind sie für
1932 nur in Höhe von 8,2 Milliarden RM. vorgesehen. Sie sind also
von 1930 bis 1932 um rund Z,7 Milliarden RM. gleich um etwa

31 v.H. zurückgegangen. Der Ausgabenrüclgang verteilt sich auf
folgende größere Post-en: auf die Reparationslasten mit rund

I,7 Milliarden RM., auf die Steuerüberweisungen an die· Länder mit
srund o,9 Milliarden RM., auf die Reichsausgaben mit rund

1,1 Milliarden RM.
Die für 1932 vorgesehenen Ausgaben sind insbesondere folgende:

Steuerüberweisungen an die Länder 2114 Mill. RM., polizeikostens
zuschußan die Länder 190 Mill. RM., Krisegsbeschädigtenrentenusw.
1117 Mill. RM., für die Invalidenversicherung rund 400 Mill. RM.,
ür die knappschaftliche Pensionsversicherung 95 Mill. RM., für die

rbeitslosenfürsorge rund 920 Mill. RM., Personalbezüge der Be-

amten, Angestellten und Arbeiter des Reichs 490 Mill. RM., Pen-
sionen und Wartegelder 265 Mill. RM., Bezüge der Soldaten der

Wehrmacht 210 Mill. RM., sächliche Ausgaben der Wehrmacht
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setzt. Schließlich ist
noch » zu erwähnen,
daß zum Zweck des

Ausgleichs mit den
erwarteten Einnah-
men ein sogenannter
Globalabstrich in

Höhe von 110 Mill.
RM. eingestellt ist.
Er bedeutet, daß von

den vorgesehenen
Ausgaben im Ver-

waltungswege ins-

gesamt noch diese
Summe eingsespart
werden muß.

Nach Abzug der

durchlaufenden
Posten und nach Ab-

zug der Verwal-

tungseinnahmsen be-

anspruchen von dem

sogenannten Zu-
schußbedarf: die so-
zialen Ausgaben
(Sozialversicherung,
Arbeitslosenfür-

sorge) über 28 v.H.,
die Krisegsbeschädig-
tenre·nten, Ruhegel-
der usw. über 26

v. H., die Reichs-
schuld —r-d. 18 v.H.,
Heer und Marine
über 12 v.H., alle

übrigen Reichsaus-
gabennochnichthwh

Dw Einnah-
men sind ebenfalls
mit rund 8,2 Mill.
RM. geschätzt und
decken damit nach
dem Plan die vor-

gesehenen Ausgaben
ab. Sie entfallen:
auf Steuern und

.

» Zölle mit rund 7460
-

«

» »

Mill. RM., .an Ab-

(ltaill·Wle«llklfunqWillkqu lieferung der Reichs-
ktdstnchewnsqesdiotstutit4)s

post — mit 239 Mill.
—

-

DU, RM., auf Münz-
prägung 107 Mill.

, RM., auf Erlös aus

Verkauf von Reichsbahnvorzugsaktien 100 Mill. RM., auf Beitrag
der Reichsbahngesellschaftzu den äußerenKriegslasten 70 Mill. RM.,
auf sonstige Verwaltungseinnahmen 250 Mill. RM.

Die Steuern und Zölle sind gegenüber dem Vorjahre um rund
700 Millionen RM. niedriger geschätzt. Von den wichtigeren
Steuern und Zällen sind geschätzt:

Einkommensteuer . aus 1630 Mill. RM., geg. das Vorfahr weniger 2x v. H.

(1932unlerden wirkunqendeskrieqes)

j«« Keinem-kompensan
am M. R N

Körperschaftssteuer» l20 » » » » » « 60 « »

Krisensteuer . - i » IQO » » » » » » 57 « »

Vermögensteuer« o » 280 « » » » » « » »

Kraftfahrzeugsteuer » 180 « » » » » » 22 » »

Beförderungssteuer » 208 « « » » » » 24 » »

Tabaksteuer - - - »
775 » « ’» » » » . IS » »

Biersteuer « · « « » 300 » » » » » » 35 » »

Spiritusmonopol - » XZO » » » « » » 35 » »

Zölle - . - - - . » « » » » » » 5 » »

Umsatzsteuer - - · » ’t820 » « » »

·

» mehr 86 » »
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Die Erhöhung der Schätzung der . .

Ietzten Steuer erklärt sich aus der mit Empekllnqellmdekceschsvwlfllnq i9i3l i932 li932t
Wirkung vom I. Januar 1932 ab er-

« » · . in Millionen M»

xkllfthenFtiögknsYesSkteuersatzpsvskiktoztzsbeimBehonlenkiufwcindIn Mut-TM
v.. ueremineueinee ie .

Salzsteuer mit 40 Min. Rin. —gDie für
SM 833-1 MWOWWW Ubertrag: 23i3 3992 H679

die Haus-haltsführungentscheidende Frage ist
«

-- -

,

nun die, ob alle diese Schätzungen an die Ssstkdlkssdåsxgoskgåwirklich im Laufe des Jahres aufkommen- rationsanleihen Und
den Einnahmen und zu leistenden Ausgaben Aufweriun der
so nahe herankommen, daß damit ein

Krie Sanleighenver,
dauerhafter Ausgleich erzielt ist. Vergegen- Ursacghy 218 533 f 315
wärtigt man sich die Entwicklung des abge- Wohlfahr;gl«a«st«e«n«««

«

laufenen Rechnungsjahres, so muß das mit
( erurs chtinsbespspeinem starken Fragezeichen versehen werden. dv da di Ko i·

Auch vor einem Jahre glaubte man, einen txkseråglzuneIn»dauerhaft-en Haushaltsaiusgleich herbeigeführt fl I t.g) So l 3 x 33

zu haben, und mußte trotzdem das ganze Jahr
o ge nfla Wn « « « 49 4 4

hindurch immer wieder neue Maßnahmen insgesamt ab ZU 3958 45617
ergreifen, um das Gleichgewicht herbeizu- so verbleiben 2035 1966

—
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führen. Trotz wiederholter Steuererhöhungen,
trotz mehrfacher Gehaltskürzsungen und son-
stiger Sparmaßnahmen hat das vergangene
Jahr im ordentlich-en Haushalt mit einem

Fehlbetrage von rund 450 Mill. RM. ab-

geschlossen,und das, obwohl gegenüber den
in den ursprünglichen Etat eingestellten Re-

parationszahlungen durch das Hooversckeiers
jahr eine Ausgabenentlastung um 732

Millionen RM. und durch verstärkte Silber-

persondldussquen
-

.
s -

seinschlpensioneni

1926192719281929193019311932
f

«»«,

I Für alle übrigen Aufgabengebiete gibt
! also hiernach das Reich bereits weniger aus

I als im Jahre I913, und zwar, wenn man

den auf die einzelnen Ausgabentitel noch
nicht ausgeteilten Globalabstrich von 110

Millionen RM. zu obigen rund 70 Mil-
l lionen hinzurechnet, rund 180 Millionen

Reichsmark. Bei diesen Aufgabengebieten
ergeben sich gegenüber 1913 teilweise starke

prägiung eine ursprünglich nicht vorge-
sehene Einnahme von rund 360 Millionen
Reichsmark erzielt werden konnte. Weiter sind durch Vor-

verlegung von Steuerterminen und teilweisen Übergang zur
monatlichen Steuervorauszahlung und durch Zahlung der Be-

amtengehälterin Halbmonatsraten vorhandene Reserven aus-

geschopft worden. Hält man sich dies nüchtern vor Augen,
so muß man mit der Möglichkeit rechnen, daß der Ausgleich
auch tin diesem Jahre nicht durchhalten wir-d, und muß sich
rechtzeitigdarauf einstellen. Das ist übrigens eine Tatsache, die
nicht allein Deutschland, sondern die ganze Welt zu spüren bekommt.
Jn allen Ländern hat sich die Unmöglichkeit ergeben, in solchen
Krisenzeiten einen dauerhaft ausgeglichenen Etat zu erreichen.

»

Vergleicht man nun einmal die Reichsausgaben 1952 mit denen

früher-erJahre Usoergibt sich nach der Finanzstatistik für den reinen

Finanzbedars «

usgasben nach Abzug der durchlaufen-den Posten) des
Reichs und einiger Länder die auf dem Schaubilde dargestellte Ver-
änderung.

Der usogenannteBehördenaufwand der Reichshoheitsverwals
tungenl (samtlichepersänlichenund sächlichen Verwaltungsausgaben
einschließlich der Pensionen) hat sich in den gleichen Jahren wie
folgt entwickelt:

Er ist also jetzt gegenüber dem Höchstjahre 1928 um 22 v.H.
1926 719, 1928 842, 1930 805, 1931 720, 1932 654 Millionen RM.

gesenkt worden. Die Senkung beruht in

erster Linie auf den drei Gehaltskürzungen.
Aber auch die sächlichenAusgaben sind stark Dielusqabenderöftenilicnenvewaltunq

Minderaussgaben, z. B. bei der stark ver-

kleinerten Wehrmacht, aber auch Mehr-
ausgaben, so z. B. infolge Übernahme der Steuerverwaltung auf das

Reich, Zahlung von Polizeikostenzuschüssenan die Länder usw. Jm
einzelnen ergibt sich folgendes Bild:

i9i3 I i932 l1932:
in Millionen RM.

Wehrmacht einschl. Versorgung . . . . . . . . . .. i822 766 -i 056

Polizeikosten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
—- i92 q- i92

Finanzverwaltung . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . .. 78 474 4- 396

Wirtschaft und Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . .. 60 358 t- 298

Wohnungwesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. Z si -l- 48

Bildungswesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 4 26 -l— 22

Allgemeine Verwaltung einschl. Rechtspflege . 35 99 —l- 64
Kolonien...... . . . . . . . . . . . . . . . . ZZ — f- 33

insgesamt 2035 i966
«-

69

dazu Globalabftrich —- UO
-

l10

verbleiben 2035 isss
—-

i79

Die Entlastung infolge der geringeren
Kosten für unsere nach »dem Versailler Ver-

trag stark eingeschränkteWehrmacht und
zurückgeschraubtworden. Sie betrugen nach
der Rechnung 1928 193 Millionen und sind
für 1952 nur mit 137 Millionen angesetzt,
also um Zo -v.H. gesenkt.

Jm Vergleich mit dem Jahre 1913, nach
den Ergebnisfen der Reichsfinanzstatistik,
ergibt sich ohne Berücksichtigung der Geld-

unterschiede folgende Gegenüberstellung für
das Reich (vgl. auch das Schaubild auf der

Vorderseite):

Keinerfinanzdeitaifmach-Abzugder Juni-laufendenDosten-
infolge Verlustes der Kolonien steht also
eine fast gleich hohe Neubelastung bei den

übrigen Aufgabengebieten gegenüber. Durch
Einfparungen im Laufe des Jahres sollen
aber auch hier noch Ausgaben gedrosselt
werden.

Der angestellte Vergleich ist naturgemäß
nur ein sehr roher und läßt eindeutige Rück-
schlüsse nicht zu. Er ist angestellt, um in

großen Zügen die Ausgabenentwiiklung vor

xgiz l i932 IUZZj-· und nach dem Kriege zu zeigen. Die übrigen
i

M-ll- RM Vergleiche zeigen mit Eindringlichkeit, daß
m lwnen «

die Zurückschraubung der Reichsausgaben

)l auf den Stand der rückläufigen Reichsein-
ReinerFinanzbedatf 2376 5924l 43548 nahmen sich nicht se vollziehen kann, wkewir w l alle mö ten nämli o ne ü -

Wman hjewondke jozo 1028 1030 1031 1932
bare OOFferfür als; - ch h f h

Wiesocdxårgzx sei

W W W
M Sdchsen Das deutsche Volk ist »einarmes Volk

mehsgåtstandenen geworden. Es wird in«sieinenoffentlichen

Auwmabu war Ausgaben sich noch weiter dem anpassen
·. .

« H
1020 1028 Mo VII 1032 müssen, was die über uns und die übrige

außen Kriegslastem «- ZXZ «I· 312
W W

Welt hereingebrochene Krise verlangt. Diese
innere »

— 507 st- 307 W ioo
W Hckmbum Anpassung wird insbesondere auch durch

Kriegsvetsotgllng. » 63 iZiZ 41250 organisatorische Maßnahmen in Reich, Lan-
dern und Gemeinden erfolgen müssen, weil

ZUTCMMMT 2 ZXZ 3992 HC79 1920 Mo 1950 iozi 1932 die wesentlich gesunkene Steiierkrafteinen

It Mich Abzug des bereits genannten Give-u-
DLV Verwaltungsapparat im bisherigen Umfang

edit-ich- pon no Mit-. 5814. nicht mehr tragen kann.
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Welches Land gibt am wenigsten aus?
Von Dir. Arnold Brecht, Ministerialdirektor, Stellv. Bevollmächtigter zum Reichsrat.

Diese Frage ist leichter gestellt als beantwortet.
Man kann statistisch alle öffentlichen Ausgaben in einem Lande

—- also die Ausgaben des Ges«amtstaates,der Gliedstaaten, der Ge-
meinden und ihrer Verbände — zusammenzählen. Man kann dabei

sauber alle Zaihlungen, die nur Verschiebungen zwischen diesen Stellen

sind, z.B. zwischen Staat und Gemeinde, ausmerzen. Man kann dann
die Ausgaben durch die Zahl der Einwohner des Landes dividieren
und so die »Ausgabien je Kopf«
feststellen. Aber dann weiß man

noch nicht, ob ein Land spar-
samer verwaltet wird als das

andere. Dazu muß man noch
eine Reihe anderer Umstände be-

rücksichtigen,besonders »die Be-

völkerungsmassierung.
Überall, wo sich die Bevölkerung
dicht zusammenballt, also na-

mentlich in den Großstädtenüber
100 000 Einwohner, wachsen die

öffentlichen »Ausgaben je Kopf«.
Das kommt daher, weil in den

großen Städten Wohnung und

Nahrung, Abwendung von Feu-
ersgefahr, von gesundheitlichen
Gefahren (z. B. Kanalisation),
von Verkehrsgefahren (Verkehrs-
polizei), Beleuchtung, Schutz
vor Unruhen und Arbeits-

losigkeit usw., aber auch die

Gehälter der Beamten (hö-
heres Wohnungsgeld) größekeAu wendungen erfordern a s

beifIoser oder mittlerer länd-

licher Wohnweise. Man kann
»

daher die Ausgaben je Kopf
nur bei Ländern mit gleicher Bevölkerungsmassierung vergleichen.

Unser erstes Bild zeigt, wie die öffentlichen Ausgaben von Län-
dern und Gemeinden in Deutschland um so mehr anwachsen, je eng-

maschiger die Menschen wohnen, und wie sie um so tiefer sinken,
je weitmaschiger »die Menschen leben. Der Zeichner hat die Bevölke-

rungsdichte in den Maschennietzenmit groß-erGenauigkeit zum Ausdruck

gebracht. Die gleiche rechteckige Fläche, unter der man sich jedesmal
einen Quadratkilometer vorstellen muß, biet-et immer ein verschiedenes
Bild. Ebenso verschied-en ist die Geldsäule, die an öffentlichen Aus-

gaben auf einen Einwohner (den
man sich in je einer Masche vor-

stellen muß) entfällt. Jm eng-

maschig bewohnten Hamburg be-

tragen die Ausgaben (ohne Aus-

diclite in den

468

öffentlicheAusgabenund Bevölkerungs-»

322 Gesamtausgabenpro Kopf1928in RM.
( Ausgabendes Landes und seiner Gemeinden)

broslsndlbevdlkerunq

die besamtausoabendes-grollenstaaten
einschlielilich ihrer Gliedstaaten und Gemeinden

so wäre sdas also ein ebenso großer Irrtum wie wenn Lippe oder

Oldenburg eine solche Sprach-e gegenüber Preußen führen wollten.

Dafür gibt es einen klaren Beweis. Auch innerhalb ein-es und des-

selben Landes unterscheiden sich die Ausgaben zwischen Großstädten
und kleinen Gemeinden in sder gleichen Weise. So schwanken
innerhalb preußens die Ausgaben der Gemeinden von 77 RM. je
Kopf in den kleinen krieisangehörigen Gemeinden (·einschließ-

lich der Kreisausgaben) bis zu
200 RM. in den Großstädten oder

gar 260 RM. in Berlin. Die
Mittelstädte stehen dazwischen.

Die deutschen Länder

haben in Wirklichkeit im we-

sentlichen den gleichen Aus-

gabenstandard. Das ist kein
Wunder: denn sie regeln ja ihre
öffentlichen Ausgaben im großen
und ganz-en nach den gleichen
Grundsätzen. Wenn Unterschiede
bestehen, so äußern sie sich nur

in kleinen Abweichungen von der

Skala, die sich nach der Bevölke-

rungsmassierung ergeben würde.
Übrigens steht es mit

den öffentlichen Einnahmen
ähnlich wie mit den Aus-

gaben. Auch sie sinken, mit
der abnehmenden Bevölke-

rungsdichte, und zwar in der

Regel noch stärker als die

Ausgaben. Daher müssen die
Städte trotz ihrer höheren
Ausgaben noch an das flache
Land abgeben, und die weit-

maschiger bevölkerten Länder

Bayern, Oldenburg, Mecklenburg, Lippe usw. erhalten noch die be-
rühmten Ergänzungszuschüsse aus allgemeinen Reichsmitteln (§ 35

Finanzausgleichsgesetz) wegen ihrer unter dem Durchschnitt liegen-
den Stseuereinnsahmen.

Diese Gedankengänge werfen ein klärendes Licht auf den Ver-
gleich zwischen den Ausgaben der großen N atio n e n. Das zweite
Bild. vergleicht die deutsch-en Ausgaben — diesmal für das ganze
Reichsgebiet und einschließlichder Ausgaben des Reichs berechnet —

mit den Ausgaben von England und Frankreich. Es zeigt, wies die

deutschen Ausgaben je Kopf
weit unt-er denen svon England
liegen. Sie haben, wenn man

die Reparationen beiseite läßt,
ungefähr dieselbe Höhe wie »die

Ländern

hevölkerunq
je D km

Anteil der i

Bayern kq

gaben dies Reiches) 522 RM. je
Kopf, im weitmaschig bewohn-
ten Oldenburg nur 108 RM.,
also nur ein Drittel. Jn Sachsen,
wo 35 v.H. lder Bevölkerung in

Großstädten lebt und die hohe
Durchschnittszahl von ZZZ Men-

sche-n auf 1 sqkm entfällt, betra-

gen die Ausgaben von Land und
Gemeinden je Kopf 187 RM.,
in Bayern, wo nur 18 v.H. in
den Großstädten lebt und

nur 97 Menschen .an 1 sqkm
entfallen, betragen sie nur

155 RM. je Kopf. preußen
mit ZZ v.H. Großstädtern steht
zwischen beiden. Es hat seine
Stellung nach dem Kriege ver-

324

27 für
Ausgaben aus

Kreditmltteln

England Deutschland Frankreich

BevOIkSlunqsdIths Ausgaben Frankreichs Frank-
Vefwdllungsåusgdb pro qkm reich ist aber viel weitmaschiger

JSKopranM bewohnt als Deutschland: die

255 davon deutsche Bevölkerung wohnt im
ohne Jedenjri Durchschnitt doppelt so dicht
su- Osssslddtsmsvsts wie die französische; ein dop-

pelt so großer Anteil (Zo statt
15 v.H.) lebt in Großstädten.

Wenn beide Länder nach
gleichen Grundsätzen ihre öffent-
lichen Ausgaben leisteten," müß-
ten also die Ausgaben in Frank-
reich viel niedriger sein als in

Deutschland. Man müßte Eng-
land mit dem deutschen Teilge-
biet Sachsen, Frankreich mit

Bayern vergleichen, wenn man

annähernd ähnliche Bevölke-

rungsverhältnisse zugrunde legen
wollte. Tut man das, so ergibt

bessert. Vor dem Kriege stand
preußen noch über Sachsen,
Hessen und Braunschweig, jetzt
steht es hinter diesen dreien.

Auch die anderen deutsch-en Länder halten sich im allgemeinen
in der durch die Bevölkerungsmassierung gegebenen Rangordnung.
Hinter Hamburg folgen zuerst die beiden anderen Hansestädte, und

ganz am Schluß, noch hinter Oldenburg, steht das Land Lippe, in
dem es nur Orte unter 20 000 Einwohnern gibt.

Diese Reihenfolge der deutschen Länder in der Höhe ihrer Aus-

gaben je Kopf ist also die Reihenfolge, die sich aus ihrer Bevölke-
rungsdichte ergibt. ,

Wenn preußen sich rühme-n wollte, daß es doppelt so sparsam
verwalte als Hamburg, weil es- nur etwa die Hälfte je Kopf ausgibt,

196

sich für Deutschland (Sachsen)
eine öffentlich-e Ausgabe von

etwa Zi» bis 540 RM. je Kopf gegen 514 RM. in England, und

entsprechend für Deutschland (Bayern) eine Ausgabe von 250 bis

240 RM. je Kopf gegen 265 RM. in Frankreich. Hierbei sind
natürlich in Bayern und Sachsen — abweichend von dem ersten
Bilde —

zu den Ausgaben von-Land und Gemeinden die Ausgaben
des Reichs je Kopf der Bevölkerung hinzugezählt.

Von den drei Ländern, England, Frankreich und Deutschland,
gibt also Deutschland verhältnismäßig am wenig-
sten aus, und zwar bei weite-m am wenigsten. Der

Unterschied hat sich seit 1928 durch die Ersparnismaßnahmen der

.
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letzten Jahre noch erheblich zugunsten Deutschlands vergrößert.
Deutschland gibt heute in Gebieten, die ähnlich wie Frankreich be-

völkert sind, nur weniger als 200 RM. gegen 265 RM. in Frank-
reich aus, und in Gebieten, die ähnlich wie England bevölkert sind,
nur ·250 bis 270 RM. gegen 514 RM. in England (alter pfund-
kurs, also etwa 400 RM. neuer Pfunidkurs).

Jm einzelnen verteilen sich die Ausgaben in sehr verschiedener
Weise. Frankreich verwendet etwa sechsmal soviel wie Deutschland je
Kopf an Schulsdenzinsen für seine inneren Gläubiger und
etwa vier- bis fünfmal soviel für seine W eih rm a ch t, während in

Deutschland die sozialen Ausgaben relativ höher sind als in

Frankreich. Dies-e drei Gruppen von Ausgaben — innerer Schulden-
dienst, Wehrmacht und soziale Ausgaben — stehen aber in W e ch s e l-
wir k ung. Wo hoher innerer Schuldendienst aufrechterhalten
werden kann, wise in England und Frankreich — in Deutschland
wurde er aus Not in der Jnflation auf sein Minimum herabgesetzt —,

da fluktuiert privates Kapital; da braucht der Staat nicht als Geld-

gseber,z. B. aus dem Wohnungs- und Hypothek-enmarkt, helfend ein-

zugreifen; soziale Not ist weniger vorhanden und wird leichter durch
private Fürsorge gemildert. Wo dagegen privates Kapital fehlt,
wie in Deutschland, muß der Staat als Kapitalgeber und Fürsorger
hilfsweise eingresifen. Wo eine halbe Million Menschen im Mili-

tärdienst steht und shohe Milliardenaufträge für Rüstungen der Jn-
dustrie zugute kommen, sind auf anderen Gebieten weniger Subven-

tionen erforderlich als in einem Lande, das abgserüstethat. Man

muß daher tatsächlich die Gesamtausgaben vergleichen und darf
nicht etwa die Ausgaben für Wehrmacht und inneren Schuldendienst
vorher abziehen.

Mag Deutschland im einzelnen bei der Gestaltung seiner Aus-

gaben Fehler gemacht ihaben: daran kann kein Zweifel sein, daß die

Einschränkung der Ausgaben von Staat und Gemeinden in Deutsch-
land viel weiter geht als in England und Frankreich-A

Lausamie
Die Tausanner Konserenz bot äußerlich das übliche Bild

großer-internationalerKonserenzem feierliche Eröffnung, General-

diskussion, Auflösung in Einzelgesprächeder Staatsmänner, Wieder-

zusammenfassung in Vollsitzungen. Auch die Krisenmomente zeigten
sich deutlich.

Den Auftakt praktischer Konserenzavbeit bildete eine Erklärung
Großbritanniens, Frankreichs,Jtaliens, Belgiens und Japans über
die Aussetzung aller Reparations- und Kriegsschuldenzahlungen für
die Dauer der Konserenz. Alle Konferenzbeteiligten waren an sich
überzeugt,daß nach dem 1. Juli d. h. nach dem Ablauf des Hoovers
nioratoriums, weder von Deutschland,noch von anderen Schuldner-
staaten fallige Kriegsschuldenzahlungen geleistet werden würden. Es
erschien aberwünschenswert,um einen ungestörtenVerlauf der Kon-

sersenz zu sichern,diesem Defakto-Zustand die juristische Unterlage zu
geben. Das ist die Bedeutung der Erklärung vom 17. Juni. Sie

ist insofern noch bemerkenswert, als sie eine über die Modalitäten
des Hoovermoratoriumshinausgehende Zahlungsaussetzung darstellt,
denn die sogenannte ungeschützteJahreszthlung des youngplanes
sallt ebenfalls darunter. Jm Gegensatz zu den- Vorgängen bei der

Durchführungdes Hoovermoratoriums hat Frankreich diesem Voll-

moratorium rasch zugestimmt. Reichskanzler von papen begrüßte
diese Erklärung als den ersten sichtbaren Beweis des fest-en Willens
der Konserenzstaaten, die Arbeiten von Hausanne zu erleichtern und

zum Erfolge zu führen. Er fügte aber nachsdrücklichhinzu: »Es
ware verhangnisvoll,wenn diese Hoffnung enttäuscht würde.«

Die-Generaldiskussionhat dann gezeigt, daß, wie zu erwarten
war, zwischen den Reparationsthesen der einzelnen Länder noch be-
deutende und schwserwiegenideVerschiedenheiten bestehen. Während
z; B.«Deutschland,England und Jtalien für die völlige Beseitigung
samtlicher»politischerSchulden eintreten, war den Ausführungen
des franzosischenMinisterpräsidentenzu entnehmen, »daßFrankreich
sich nur zu»einer verhältnismäßigen Anpassung der Reparationslast
an die veranderten Wirtschaftsverhältnissein Deutschland und der

übrigen Welt bereitfinden würde.

Reichskanzlervon fpapen gab eine mit größter Aufmerksamkeit
angehorteeingehende Ubersicht über die ungeheure materielle und
seelische Notlage in der Welt und ganz besonders in Deutschland.
Das Reparationsexperiment habe sich als völlig undurchführbar er-

wiesen und werde in aller Zukunft undurchführbar bleiben. Statt
wie ursprünglich für Zwecke des Wiederaufbaues bestimmt, hätten
die Reparationen nur zerstörend gewirkt. Ganz im Sinn-e des tief-
ernstsenAppells des KonserenzpräsidentenMacDonald in seiner Er-

offnungsredeam Vortage schloß der Reichskanzler mit den Worten:
»Es ist aber das zwingende Gebot der Stunde, daß wir den Blick
von der Vergangenheitiweg auf die Zukunft richten. Wir steh-envor
dem Abgrund Die Stunde des Handelns ist gekommen. Deshalb
hab-en«wirin Deutschlandnoch einmal den Versuch gemacht, die
lebendigen, aufbauwilligen Kräfte der Nation zusammenzufassen,
um dem deutschenVolke überhaupt die Lebensgrundlagen zu sichern.
Die Zeit der kleinen.Mittel, der Atempausen, der Vertagungen ist
endgültig vorbei. Wir hab-engesehen, wohin uns die Vertagungen
gebrachthaben. ·Es.muß Jetzt ganze Arbeit geleistet werden. Jch
sehe»diegroße historisch-eAufgabe dieser Konserenz darin, aus dem

verhängnisvollencirioulusvitiosus, der die Vergangenheit charak-
terisiert, endgültigherauszukommen und so den Weg freizumachen
sur eine positiveZusammenarbeit, die uns allein einer besseren Zu-
kunftesntgegenfüihrenkann.« Als zweiter Redner in der allgemeinen
Diskussion legte »derfranzösischeMinisterpräsident Herriot den

Standpunkt Frankreichs dar. Er erkannte durchaus die schwierige
Lage Deutschlands an und versicherte, daß Frankreich besten Willens

sei, alles zur Behebung der Weltkrise Erforderliche zu tun, aber es

würdenauchwieder bessere Zeiten kommen. Eine Streichung der

Reparationenwürde der Welt nicht aus ihrer gegenwärtigen Misere
helfen; sie würde aber für die Gläubigerländer ein schweres finan-

zielles Opfer bedeuten. Nur wenn die politische Sicherheit der

Völker verstärktwürde, könne eine Wiederkehr des allgemeinen Ver-

trauens erwartet werden. Es gäbe keinen politischen Frieden ohne
wirtschaftliche Befriedung »der Welt und umgekehrt. Frankreich sei
bereit, sein Bestes zu tun für den Wiederaufbau Europas und der

Welt, aber es müsse diejenige Gerechtigkeit fordern, die es selbst an-

dere-n Völkern zubillige. Die Ausführungen des englischen Finanz-
ministers Chsamberlain gipfelten in der Erklärung, daß die englische
Regierung nur von radikalen Entschlüssiendie Wiederkehr des inter-

nationalen Vertrauens erwarte und daher ihrerseits für reinen Tisch
einträte. — Jm gleich-enSinne äußerten sich die Vertreter Japans und

Jtaliens. Von den Vertretern der übrigen Staat-en wiesen vor

allem der belgische und jugoslawische auf die Bedeutung der Repa-
rationseingänge für ihren Staatshaushalt hin.

Wenn auch die Ausführungen aller Redner, die gegen den

,,-dickenStrich durch die Rechnung« sprachen, in betont konzilianter
Form gemacht wurden, so trat »der Unterschied der Meinungen doch
deutlich zutage. .

«

,

-

Nach Abschluß der allgemeinen Diskussion hat zunächst
MacDonald in seiner Eigenschaft als Präsident der Konserenz den

Versuch gemacht, den Standpunkt der deutschen und französischen
Vertreter zu klären und anzunähern. Bei dieser Gelegenheit ist
deutscherseits auch eine schriftlich-e Darlegung der bekannten deut-

schen Anschauungen über die Unmöglichkeit weiterer Reparations-
zahlungen sowie die Erfordernisse einer Wiederbelebung der inter-

nationalen Wirtschaft übergeben worden. Nach dies-er Vorbereitung
hat dann am 24. Juni ein direkter Gedankenaustausch zwischen der

deutschen und der französischenDelegation begonnen. Es galt den

Nachweis zu führen, daß seit dem Dezemberbericht der Basler Sach-
verständigen sich auf allen Gebieten von Wirtschaft und Finanzen
die Tage fortgesetzt verschlechtert hat. Die französischen Delegierten
wiesen ihrerseits in der Kritik der deutschen Argumente unter

völliger Anerkennung der gegenwärtigen deutschen Notlage darauf
hin, daß mit dem Aufhören der Wirtschaftskrise Möglichkeiten für
weitere Reparationszashlungen, wenn auch nach Moratorium und in

bedeuten-d geringer-er Höhe, gegeben seien. Wenngleich auch diese
Besprechungen mit dem deutlich erkennbaren Bestreben eines Ver-

ständnisses für »die beiderseitigen Verhältnisse geführt wurden, so
bleibt die Unvereinbarkeit der beiden Standpunkte nach wie vor be-

stehen. Der Gläubiger beharrt grundsätzlich auf Zahlung-en, die dg
Schuldner nicht zu leisten vermag. Das Ergebnis der Tausanner
Konserenz war zehn Tage nach Eröffnung noch völlig ungewiß und

unübersehbar.
Der Standpunkt Deutschlands ist der in der großen Kanzlerrede

dargelegte, daß eine Leistungsfähigkeitfür Reparationen weder heut-e
noch in aller Zukunft mehr gegeben ist. Es kann nur heißen »Schluß
mit den Reparationen«, wenn die Welt vor unausdenkbaren Kata-

strophen bewahrt werden soll. Wenn die Tausanner Konserenz etwas

von allen bisherigen Reparationskonferenzen unterschied, so war es

die Erkenntnis, der MacDonald Ausdruck gab, daß die Methode
internationaler Konserenzen zur Herbeiführung einer Verständigung
unter den Völkern vor ihrer schwersten und letzten Erprobung steht.
Es war aber auch weiter die Erkenntnis, daß ein Mißerfolg oder auch
nur ein unzureichender Erfolg der Tausanner Konserenz tiefste Ent-

täuschung bei allen Völkern hervorrufen und ein nicht wieder gut-
zumachendes Unglück für die Menschheit bedeuten würde.

Es ist ein hartes und zähes Ringen. Für Deutschland sprechen
unumstößlicheTatsachen, wirtschaftliche Gesetze, die kein politischer
Wille umbiegen oder verfälschen kann. Es handelt sich heute um den

Endkampf um das Schicksal Deutschlands und damit desSchicksals

i«) Die Einzelheiten sind in ber im Verlage von Teubner soeben erschienenen
Schrift des Verfassers ,,Snternationaler Vergleich der öffentlichen Ausgaben«
Greis IRAU näher erörtert und belegt.
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der gesamten Welt. Gar zu oft hat man in den vergangenen Jahren
dies Wort mißbraucht; der blinde Optimismus gewisser Gläubiger-
länder hat immer wieder auf eine schließlichdoch möglich werdende

Durchführung unmöglicher Forderungen gehofft. Damit ist es jetzt
vorbei. Die Welt hat nur noch die Wahl zwischen erlösendem Ent-

schluß oder Chaos. Die Vertreter Deutschlands aber brauchen in
ihrem schweren Kampf um die Befreiung des Landes die einmütige,
unerschütterlicheUnterstützung der Heimat, wie es Reichskanzler
von Papen in seiner Rundsunkrede vom 18. Juni mit folgenden
Worten ausgesprochen hat:
»Wenn ich als Leiter der jetzigen Reichsregierung hie-r in Lau-

sanne Verständnis für die deutsche Not fordere, so tue ich dies als der
vor das Ausland hingestellte Vertreter des ganzen deutschen Volkes.
Soll die notwendige Einsicht sin die Lage unseres Volkes sich durch-
setzen dann muß der Vertreter Deutschlands in Lausanne den ge-
schlossenenWillen der Heimat hinter sich fühlen,muß das Ausland

erkennen, daß die jetzige Regierung mit Fug und Recht ldie Ver-

tretung dieses geschlossenen deutschen Willens für sich in Anspruch
nimmt. Die Heimat aber muß zu der Reichsregierung das feste
Vertrauen haben, daß sie nicht nur nichts preisgeben wird, was den
nationalen Notwendigkeiten entspricht, sondern daß sie darüber hin-
aus für eine positive Lösung des europäischen Problems alle ihre
Kräfte einsetzen wir-d . . . Wir sind hier, um der Heimat nach un-

serem besten Wissen und Willen zu dienen. Die Heimat muß uns

helfen, wie ein besonnener Mann dem Anwalt hilft, dem er die

Führung ein-es überaus entscheidenden Prozesses anvertraut hat. Wir

rufen der Heimat zu, daß nur der geschlossene,besonnene und einheits

liche Wille uns helfen kann . . . Der besonnene Wille, das ist die Er-
kenntnis reifer Staatsbürger und Staatsbürgerinnen,daß diese deut-
sche Gemeinschaft den Vorrang vor allen übrigen Fragen hat. Die
von mir geleitete Reichsregierung wird immer nur das deutsche Volk

sehen, nicht aber Parteien oder Klassen, und sie wird ihre Arbeit ge-
tragen sein lassen von dem hohen Gefühl der Verantwortung für
das Volksg«anze. Weiß sie doch, daß es hier und heute um Entschei-
dungen geht, die nichts Geringeres bedeuten als die Zukunft unserer
Kultur, Rasse und Nation, als die Zukunft der sabendländischenWelt.«

Wiederholt hat darum auch Deutschland eindeutig erklärt, daß
mit dem System der Reparationen Schluß gemacht wer-den müsse,und

daß auch eine wie immer geartete Abschlußzahlungfür Reparations-
zwecke nicht in Frage kommen könne. Rur dann könne es Vertrauen
in der Welt geben, wenn die Diskrimination (Benachteiligung)
Deutschlands durch den Versailler Vertrag beseitigt würde. Sei aber
die Gleichberechtigung Deutschlands in allen entscheidenden Fragen
widerhergestellt, dann würde Deutschland an der allgemeinen An-

strengung zum Wiederaufbau sder Weltwirtschaft positiv mitarbeiten
können. Zur weiteren Beratung der schwebenden Fragen wurden
am 29. Juni zwei Ausschüsse eingesetzt, die versuchen sollen, eine

Grundlage für eine derartige Regelung zu finden. Es ist der Plan
aufgetaucht, eine gemeinsame Kasse für den Wiederaufbau Europas
zu schaffen, an der, sich sämtliche Mächte mit einem noch festzusetzen-
·den Betrage beteiligen sollen. Wie sich die Beratungen gestalten,
und ob sie zu einem für Deutschland tragbaren Ergebnis führen
werden, läßt sich noch nicht absehen. Schwer lösbare Probleme gibt
jedenfalls auch dieser Vorschlag auf.

Die Abrüstungskonserenzin Genf
Während der letzten Wochen haben sich die Verhandlungen der

Abrüstungskonferenz in der Form von Beratungen der technischen
Kommissionen vollzogen, deren spezieller Charakter es dem politischen
Beobachter erschwert, ihnen zu folgen und ishre Ergebnisse zu wür-

digen. Was ist in den letzten Wochen auf der Abrüstungskonferenz
geschehen?

Am 22. April hat die Generalkommission der Konferenz eine Re-

solution angenommen, die das Prinzip »der sogenannten qualitativen
Abrüstung, d. h. der Beseitigung bestimmter Waffenarten annahm
und die technischen Kommissionen der Konserenz beauftragte, zu
untersuchen, welche Waffen für die qualitative Abrüstung in Frage
käme-n. Die Entscheidung hierüber sollte von der Fragestellung aus-

gehen, welche Waffen einen besonderen Offensivcharakter haben, die

stärksteWirkung gegen die nationale Verteidigung ausüben und am

bedrohlichsten für die Zivilbevölkerung sind. Der Sinn der qualita-
tiven Abrüstung, die auf Grund einer amerikanischen Initiative be-

schlossen wurde, ist, daß die eigentlichen Angriffswaffen des moder-
nen Krieges beseitigt oder doch wesentlich reduziert werden sollen.
Dadurch sollen die Mittel »der Verteidigung gegenüber den Mitteln
des Angriffs die Überlegenheit erhalten und damit auch die Sicher-
heit der Staaten vermehrt werden. Die technischen Kommissionen
der Konserenz (für Landrüstungen Seerüstungen und Luftrüstungen)
machten sich, dem erhaltenen Au trag entsprechend, ans Werk, um

jede auf ihrem Gebiet festzustellen, welche Waffen erstens besonderen
Offensivcharakter haben, zweitens die

nationale Verteidigung ausüben und drittens am bedrohlichsten für
die Zivilbevölkerung sind. Die Verhandlungen vollzogen sich in der

Form, daß jede der drei Kommissionen Expertenkomitees ernannt-e,
die Fragebogen und Antwortentwürfe ausarbeiteten. Darauf nahmen
die Kommissionen selbst das von denvExperten bearbeitete Material

in »die Hand. .

Das Ergebnis dieser beinahe zwei Monate andauernden tech-
nischen Verhandlungen war schließlichje ein Bericht der drei Kom-

missionen an die Generalkommission der Konferenz. Diese Berichte
fassen die Ergebnisse der komplizierten Verhandlungen zusammen
und bedeuten somit das Resultat der Verhandlungen der Ab-

rüstungskonferenz zwischen dem 22. April und etwa Mitte Juni.
Man kann es mit wenigen Worten charakterisieren: Es ist negativ.
Auf keinem der drei Gebiete der Rüstungen, weder auf dem der

Land- noch auf dem der See-, noch auf demsider Luftrüstunigen hat
·

man sich darüber einigen können, welche Waffen des modernen

Krieges sals eigentliche Angriffswaffen zu gelten haben. Dement-

sprechend enthalten die genannten Berichte der drei Kommissionen
-

an die Generalkommission keine gemeinsamen Schlußfolgerungen,
ondern reihen einfach die sich meist direkt widersprechenden, während
er Verhandlungen von den einzelnen Staaten vorgebrachten An-

ichten nebeneinander. Wenn die Generalkommission-die Frage der

sseitigung bestimmter Waffenarten von neuem zur Verhandlung
bringt, wird sie deshalb mit den Vorarbeiten der technischen Kom-

missionen wenig anfangen können, um die Waffen zu bezeichnen,
die benötigt werden sollen.

Waren nun also die Verhandlungen der technischen Kommissionen
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tärkste Wirkung gegen die.

über die Bestimmung der Angriffswaffen zwecklosP Keineswegs.
Vom deutschen Standpunkt ist zunächst zu sagen, daß die deutschen
Vertreter« bei diesen Verhandlungen immer wieder Gelegenheit
hatten, aus den Versailler Vertrag als das Muster und das
Vorbild für die allgemeine Abrüstung hinzuweisen. Jm Ver-
sailler Vertrag sind Deutschland bestimmte Waffen, und zwar die

entfcheidensten Waffen des modernen Krieges, die gesamte Flug-
waffe, die Tanks, die schwere Artillerie, Unterseeboote, die Groß-
kampsschiffe über 10000 Tonnen verboten worden. Jn der berüch-
tigten Mantelnote vom Io. Juni 1919 ist ausdrücklich gesagt, daß
die deutsche Entwaffnung Deutschland eine militärische Angriffs-
politik unmöglich machen solle. Daraus folgt einideutig, daß man

Deutschland die modernen Angriffswaffen, diejenigen mit denen
ein moderner Krieg entschieden wird, nehmen wollte. ie deutschen
Vertreter in den technischen Kommissionen der Abrüstungskonferenz
wiesen desshalb immer wieder darauf hin, daß die Waffenverbote des

Versailler Vertrages zum Ausgangspunkt der qualitativen Ab-

rüstung im Rahmen der allgemeinen Abrüstung gemacht werden

müssen,d. h., daß dieselben Waffen, die Deutschland verboten seien,
allgemein verboten wer-den müßten. Die Logik dieses Standpunktes
ist unangreifbar. Die französischen Vertreter sahen sich denn auch
verschiedentlich genötigt darauf zu erwidern, daß Deutschland im

Versailler Vertrag nicht nur Angriffswaffen, sondern auch Ver-

teidigungswaffen verboten worden seien. Die Vertreter« besonders
Frankreichs, aber auch die anderen Staaten suchten mit langen tech-
nischen Begründungennachzuweisen, daß z. B. schwere Geschütze
über 10,5 em, daß Tanks, selbst solche von 50 und mehr Tonnen

Gewicht, daß Großkampfschiffevon 55 000 Tonnen, daß schwere
Bombenflugzeuge, deren Bomben ganze Städte zerstören könnten,
keine Angriffswaffen im Sinne der Resolution der Generalkommission
vom 22. April 1932 seien. Alle die Kriegswerkzeuge, die Deutsch-
land im Versailler Vertrag verboten ·sin-d,um ihm ,,eine militärische
Angriffspolitik unmöglich zu machen«, verwandelten sich in den

Diskussionen der technischen Kommissionen der Abrüstungskonferenz
in harmlose Instrumente der Landesverteidigung, in reine Verteidi-

gungswaffeni Die Konsequenz, die sich daraus logischerweise er-

gibt, hat ein bekannter Genser Journalist gezogen, indem er sagte,
entweder müsse man die Waffenverbote des Versailler Vertrages
allgemein machen, d. h. die Deutschland verbotenen Waffen müßten
allen Staaten verboten werden, oder aber man müsse Deutschland alle

diejenigen Waffen gestatten, die die anderen Staaten als -defensiv,
als nur zur Verteidigung geeignet und für ihre Landesverteidigung
als unentbehrlich bezeichnen. Damit shat der Genser Journalist
allerdings den Nagel auf den Kopf getroffen. Deutschland fordert
in Genf dise Gleichberechtigung auf dem Gebiete der Landesverteidis

gung. Es will, daß diese Gleichberechtigung dadurch herbeigeführt
wird, daß die anderen Staaten dieselben Beschränkungen auf sich
nehmen, die Deutschland seit zwölf Jahren trägt, daß sie u. a. auf
dieselben Waffen verzichten, die Deutschland verboten sind. Der mehr-
fach zitierte Beschluß sder Generalkommission vom 22. April, der

das Prinzip der qualitativen Abrüstung d. h. der Abrüstung durch
Beseitigung bestimmter Waffenarten fe tlegt, entspricht im Prinzip
dieser deutschen Forderung. Wenn aber nun die Abrüstungskonferenz
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diejenigen Waffen, die Deutschland verboten sind oder einen Teil

derselbe-n als Defensivwaffen bezeichnet und sie damit der Abrüstung
entzieht, stellen sich die anderen Staaten von selbst vor die Frage,
ob denn die Worte defensiv und offensiv einen verschiedenen Sinn

haben, je nach-dem ob sie auf Waffen angewendet werden, die sich in
den Händen Deutschlands oder auf solche, die sich in Händen anderer

Staaten befinden. Die Frage der deutschen Gleichberechtigung wird

dadurch in aller Form gestellt. Die deutschen Vertreter in den tech-
nischen Kommission-en haben darüber keinen Zweifel gelassen.
«

Inzwischen ist von dem Präsidenten der Vereinigten Staaten

ein neuer Abrüstungsplan der Konferenz vorgelegt word-en. Er sieht
die Beseitigung eines Drittels bzw. eines Viertels aller Kriegsschiffe,
die«Beseitigung der schweren Bom-benflugzeuge, der schweren Ge-

schützeusw. vor. Die Vereinigten Staaten haben sich damit wiederum

auf den Boden der Abrüstungsmethoden des Versailler Vertrages ge-

stellt, und in der Botschaft Hoovers wird der Versailler Vertrag aus-

führlich als Muster der Abrüstung bezeichnet. Im ganzen gesehen
kann man sagen, daß heute alle Großmächte außer Frankreich das

Prinzip, daß die allgemeine Abrüstung sich nach dem Muster des

Versailler Vertrages vollziehen muß, angenommen haben. Dies ist ein

bedeutsamer Fortschritt und ein wesentlicher Erfolg der deutschen
Aibrüstungsthesein Genf. Noch sträubt sich Frankreich als einzige
Großmacht,sichlauf denselben Weg zu begeben. Noch ist nicht sicher,
ob die allgemeine Abrüstung Tatsache werden wird, noch sind die

Schwierigkeiten riesengroß, aber sie sind vielleicht doch nicht un-

überwindbar. Das deutsche Volk muß nach wie vor mit voller Auf-
merksamkeit und zähen Geduld nach Genf blicken, wo der IProzeß um

die deutsche Gleichberechtigung auf dem für das Leben des deutschen
Volkes so entscheidenden Gebiete der Landesverteidigung seit
Monaten im Gange ist. K.

Die Förderung des freiwilligen Arbeitsdienstes
Von Ministerialrat Dr. A. Wende

1.

Als ein Mittel, die Folgen der Arbeitslosigkeit zu mildern,
hatte die Gutachterkommission zur Arbeitslosen-
frage im April 1931 die Förderung des freiwilligen Arbeits-

dienstes empfohlen. Dabei war sie u. a. von folgenden Erwägungen
ausgegangen. Die lange Dauer der Arbeitslosigkeit bedingt fast
zwangsläufigein Absinken der Arbeitslosigkeit und Arbeitsbereits

schaftder im Charakter noch ungefestigten jüngeren Arbeiter. Der

freiwillige Arbeitsdienst erscheint als ein Weg, der eine mannigfal-
tige Initiative zur Bereitstellung und Leistung von Arbeit auf sich
ziehenkonnte und auch in der jüngeren Generation Anklang finden
würde. Seelisch bedeutet die Möglichkeit solcher Arbeit für den

Arbeitslosendie Beseitigung des Gefühls, überflüssig zu sein. Sie
wirkt der Entmutigung entgegen und stellt ihn vor eine Aufgabe,
deren Erfüllungvon seinem freien Entschluß abhängt.

Die Regierung hat dem Vorschlag der Kommission entsprochen
und im Rahmen der zweiten Verordnung des Reichspräsidenten zur

Sicherungvon Wirtschaft und Finanzen vom s. Iuli 1931 durch
Einfügungdes § 139a in das Gesetz über Arbeitsverniittlung und

Arbeitslosenversicherungder Reichsanstalt für Arbeits-vermittlung
und·Arbeitslosenversicherungdie Aufgabe übertragen, den frei-
willigen Arbeitsdienst zu fördern. Die näheren Bestimmungen hat
der Reichsarbeitsministerunter dem 23. Juli 1931 als Verord-

nung über die Förderung des freiwilligen Ar-

beitsdienstes (Reichsgesetzblatt I S. 398 ff.) erlassen. Sie
bildet zusammen mit den Erläuterungen des Präsidenten der Reichs-
anstalt vom 29. Iuli 1931 (Reichsarbeitsblatt I S. Iso) die recht-
liche Grundlage für die Durchführung des freiwilligen Arbeits-

dienstes. Fur den freiwilligen Arbeitssdienst bei landwirtschaftlichen
Siedlungen ermöglicht die vor kurzem in Kraft getretene Ergän-
zungssverordnung des Reichsarbeitsministers vom 25. Mai 1932
(Reichsgesetzblatt 1 S, 251) einen verstärkt-enund vereinfachten Ein-

satz.·Auch hierzu hat die Reichsanstalt Erläuterungen veröffentlicht
(Reichsarbeitsblatt I S. 96), deren Kenntnis zum Verständnis der

rechtlichen Tragweite der neuen Verordnung nötig ist.
II.

Nach diesen Bestimmungen it die Rechtsla e in ro en ü en

die folgende:»Ge«genstanddessfreiwillgigengAßrbeZitgss
dienftes konnen nur gemeinnützigezusätzliche Arbeiten sein. Der

freiwilligeArbeitsdienst darf daher nicht Arbeiten an sich ziehen, die
im freien Arbeitsverhältnis durchgeführtwerden können. Auch der

Durchführung als Rotstandsarbeit ist in jedem Falle der Vorzug
zu geben. Der Begriff der Gemeinnützigkeit ist nicht engherzi aus-

zulegen. Arbeiten,die in erster Linie einem bestimmten Personen-
kreis (Mitgliedern von Verbänden und Genossenschaften, Hilfs-
bedürftigsen)·zugutekomm-en, sind daher zulässig, sofern die All-
gemeinheit ein· wesentliches Interesse an der Ausführung hat.

Der Kreis-der Arbeitsdienstwsilligen, die während
des Arbeitsdienstesseine Unterstützungaus Mitteln der Reichsanstalt
oder des Reichs erhalten können, umfaßt die Empfänger von ver-

sicherungsmaßigerArbeitslosenunterstützungund von Krisenunters
stutzung ohne Rücksichtauf Lebensalter und arbeitslose Iugendliche
unter 21 Iahren, die nur deshalb keine Arbeitslose-Unterstützung
erhalten, weil ihnen ein realisierbarer familienrechtlicher Unterhalt
zusteht (§ 87 Abs. 2 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung),oder weil sie das vorgeschriebene Alter für
die Krisenunterstützung(21 Iahre) noch nicht erreicht haben. Dazu
kommenWohlfahrtserwerbslose, deren Unterstützungdie Wohlfahrts-
ämter übernommen haben. Andere Personen können zum frei-
willigen Arbeitsdienst zugelassen werden, aber keine Unterstützung
MS öffentlichen mit-kein erhalten. Jedoch sind sie ebenso wie die

·buch gutgeschrieben wird.

förderusngsfähigenPersonengruppen gegen Krankheit und Unfall ver-

sichert. Auch die Siedlungsgutschrift im« Reichsschuldbuch, von der

noch die Rede sein wird, wird ihnen unter den gleichen Voraus-

setzungen gewährt wie den förderungsfähigen Arbeitsdienstwilligen.
Die Unterstützung kann entweder als Individualunters

stützung gezahlt oder als Pauschalforderung vereinheitlicht werden.

Das Letztere geschieht in 90 v.H. aller Fälle, ist also die Regel.
Dabei wird die Unterstützung zumeist nicht unmittelbar ldem Arbeits-
dienstwilligen ausgehändigt, sondern dem Träger der Arbeit aus-

gezahlt. Dieser leitet die Unterstützung entweder in bar an den

Arbeitsdienstwilligen weiter oder bietet ihm dafür neben einem

Taschengeld Unterkunft und Verpflesgung, insbesondere im Rahmen
einer Lagergemeinschaft. Der in der Verordnung vorgesehene
Pau chalsatz von 2 RM. wochentäglich ist nur ein Höchstsatz. Im
Rei sdurchschnitt beträgt der Förderungssatz für das Tagewerk
eines Arbeitsdienstwilligen I,70 RM. Dies Pauschalförderungist auf
die Dauer von 20 Wochen begrenzt.

T r äge r d er A rb eit dürfen nur Körperschaften des öffent-
lichen Rechts oder solche Vereinigungen und Stiftungen sein, die

nach ihrem Verbandszweck gemeinnützigeZiele verfolgen, ferner Ver-

einigungen, die Gruppen von Arbeitsdienstwilligen für Arbeiten des

freiwilligen Arbeitsdienstes zusammenfassen. Reben die Träger der

Arbeit als die Stellen, für deren Rechnung und unter deren Ver-

antwortung die Arbeiten ausgeführt werden, treten in vielen Fällen
besondere T r ä g er d e s D i e nste s

,
die die Arbeitsdienstfreis

willigen zusammenfassen, für die Arbeit zur Verfügung stellen und

während der Aribeit körperlich und geistig betreuen. Hierfür kommen

Organisationen aller Art und auch besondere, für diese Zwecke ge-

schaffene Verbände in Frage. Als Träger des freiwilligen Arbeits-

dienstes dürfen nur solche Verbände zugelassen werden, die Gewähr

bieten, daß die Zusammenfassung von Arbeitsgruppen im frei-
willigen Arbeitsdienst nicht für politische oder staatsfeindliche Zwecke
mißbraucht wird. Im übrigen spielt die politische Zielsetzung der

Träger keine Rolle.

Die Entscheidung über Anerkennung und Förde-
rung der Arbeiten trifft der Vorsitzende des Landesarbeitsamtes, in

dessen Bezirk die Arbeit ausgeführt wer-den soll, im Benehmen mit

einem Ausschuß des beim Landesarbeitsamt bestehenden Verwal-

tungsausschusses. Für die Unterstützung der beteiligten Arbeits-

dienstwilligsen, auch der von auswärtigen Arbeitsämtern über-

wiesen-en, ist das Arbeitsamt des Dienstortes zuständig.
Um die Siedlung für Arbeitsdienstwillige zu erleichtern, ist vor-

gesehen, daß -Arbeitsdienstwilligen, die bei volkswirtschaftlich wert-

vollen Arbeiten 12 Wochen beschäftigt worden sind, mit Wirkung
von Beginn ihrer Beschäftigung ein Betrag von 1,50 für jeden
Wochentag der Beschäftigung fortlaufend im Reich ssch uld -

Diese Beträge können zum Er-

werb einer Siedlerstelle, zur Errichtung eines Eigenheims oder als

Beitrag zu den Kosten einer Siedlerschulung verwendet werden.

Für den freiwilligen Arbeitsdienst bei landwirts ch a ft-
l i ch e n S i e d l u n g e n ist durch die vor kurzem erlassene»Er-

gänzungsverordnung des Reichsarbeitsministers der Kreis der forde-
rungsberechtigten Personen auf alle Arbeitslosen unter 25 ·Iahren
ausgedehnt worden. Die Arbeitnehmereigenschaft des Arbeitslosen
ist hier ebensowenig Voraussetzung für die Förderungwie der Be-
sitz der Anwartschaft auf Arbeitslosenunterstützungbeiden Arbeit-
nehmern. Jedoch sind Personen die offenbar nicht »hilssbedürf·tig
sind oder für die außerhalb des ArbeitsdienstesBeschaftigungsmogs
lichkeiten, insbesondere in landwirtschaftlichen Betrieben, bestehen,
von der Förderung ausgeschlossen. »Die Förderungsdauerkann bis
zur Beendigung der Arbeiten, für die der Arbeitsdienst eingesetzt ist,
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im Höchstfallebis zu 40 Wochen ausgedehnt werden. Um das Vers schulung und Führerauslese treten in ihrer Bedeutung für den frei-
fahren nach Möglichkeit zu beschleunigen, hat man auf dem Gebiet

der landwirtschaftlichien Siedlung die Entscheidung über An-

erkennung und Förderung der Arbeiten dem Vorsitzenden des Ar-

beitsamts übertragen.
Ill.

. Die E r f a h r u n g e n
,

die bisher mit dem freiwilligen Arbeits-

dienst gemacht worden sind, sind im allgemeinen recht befriedigend.
Über 60 000 Arbeitsdienstwillige sind zur Zeit in ihm beschäftigt.
Mehr als die Hälfte ist bei Arbeiten tätig, denen ein unmittelbarer

volkswirtschaftlicher Nutz-en zuzusprechen ist, während der Rest auf
Arbeiten entfällt, die wie Arbeiten zur Hebung der Volksgesundheit
mittelbar der Volkswirtschaft nützen. Die Arbeitszeit beträgt
im allgemeinen sechs bis sieben Stunden und läßt Raum für geistige
Schulung und sportliche Betätigung, die »die Freizeit ausfüllenund

die Arbeit
siifnvollergänzen sollen. Die von den Arbeitsdiensts

willigen erzie ten Leistungen werden gegenüber den Leistungen
freier Arbeiter auf 75———80—v.H.geschätzt. Dieses Ergebnis ist nicht
ungünstig, wenn man die kürzere Arbeitszeit und die Aussalltagebei
rücksichtigtund vor allen Dingen in Betracht zieht, daß die Arbeits-
dienstwilligen oft schlecht ernährt zur Arbeit kommen und sich»viel-
fach an die ihnen fremde Tätigkeit erst gewöhnen müssen. Führer-s

willigen Arbeitsdienst immer mehr hervor.

1V.

Wie die Reichsregierung bei Veröffentlichungder letzten Not-
verordnung zum Ausdruck gebrachthat, wendet sie dem w eiteren
Ausbau des freiwi ligen Arbeitsdisenstes ihre«be-
sondere Aufmerksamkeit zu und hält seine Ausgestaltung insbeson-
dere für die Jugendlichen für unentbehrlich. Jm Interesse der ge-
samten Wirtschaft soll· aber der freiwillige Arbeitsdienst nach wie
vor auf zusätzlicheArbeiten beschränktbleiben, damit er den nötigen
Tebensraum der freien Wirtschaft nicht behindert. Jm Einklang
mit dieser Stellungnahme hat die Reichsregierung die Mittel für
den freiwilligen Arbeitsdisenst beträchtlich verstärkt. Mit den Mit-
teln der Reichsanstalt und der Krisenfiirsorge sind im Haushalts-
jahr 1952 für den freiwilligen Arbeitsdienst 50 bis 55 Mil-
lionen RM. bereitgestellt. Voraussetzung für eine starke Ausdeh-
nung des freiwilligen Arbeitsdienstes ist- allerdings, daß auch die

Materialkosten aufgebracht werden können,die bei volkswirtschaftlich
wertvollen Arbeiten meist das Mehrfache der vom Reich zur Verfü-
gung gestellten Unterstützungssummenbetragen. Das wird bei Er-

örterungen über den Arbeitsdienst und seine Möglichkeiten leider
oft übersehen.

Goethe in der Buchtunsi der Welt
«

Unter den unzähligen Veranstaltungen im Goethejahr ist die

Ausstellung »Goeth-e in der Buchkunst der Welt« vielleicht
eine der interessantesten. Hier wird nicht Goethe in seiner Um-

welt gezeigt, in sein-en Beziehungen zu Zeitgenossen und Ort-

schaften, sondern hier spricht unter Ausschaltung alles Historischen
und Tokalen das Werk Goethes zu den Lebenden, und zwar in einer

Breite, die den ganzen zivilisierten Erdball umspannt. Noch nie —-

und darin liegt das Neuartige dieser Kulturschau — ist es unter-

nommen wo den, einem einzigen Dichter eine internationale
Ausstellung oderner Buchkunst zu widmen. Es war darum ein

kühner Versuch, Verleger, Drucker und Künstler der Kulturwelt auf
den Namen eines Großen des Geistes zu vereinigen, aber, wie das

Ergebnis offenbart, hat er sich glänzend bewährt. Einige Zahlen
mögen das kurz illustrieren. Aus 27 Staaten liegen Ausgaben
Goethescher Werk-e in 36 Sprachen aus, 592 zeitgenössischeKünstler,
550 Verleger und 452 Drucker sind mit ihren Leistungen vertreten

und legen Zeugnis von der Ehrfurcht ab, die das Genie Goethes
in Ost und West, Nord und Süd bei allen Völkern genießt. Daß
Leipzig ,

der Sitz des Vereins deutscher Buchkünstler, des Börsen-
vereins der deutschen Buch-händler und des deutschen Buchgewerbes
dereins, sich diese eigenartige Form der Goethe-Ehrung ersann, ist
eine aus seinen kulturellen Bestrebungen herauswachsende Tat, die

nach dem glücklichenGelingen der ersten internationalen Buchkunst-
Ausstellung vor fünf Jahren nun von neuem feinen Ruf als Buch-
stadt bestätigt. Wie damals, so hat auch jetzt der Vorsitzende des
Vereins der deutschen Buchkünstler, professor Hugo Ste’iner,
Prag, durch seine umsichtige Organisation des Ganzen einen wesent-
lichen Anteil am Zustandekommen und Erfolg des Unternehmens.

Die Ausstellung umfaßt drei Abteilungen. Die erste enthält
das»Werk Goethes in jener Gestalt, wie jedes Volk durch seine
Verleger es sich zu eigen machte. Man hat bewußt Älteres aus-

geschaltet und nur Bücher berücksichtigt,die in
Lkl)enletzten dreißig

Jahren erschienen sind. Natürlich war für die
-

uswahl allein der

buchkünstlerischeGesichtspunkt maßgebend. Es zeigt sich dabei, wie

mannigfaltig der Geschmack bei den einzelnen Nationen variiert.

Überraschendschön und eigenartig wirken die arabischen Ausgaben
von ,,Werthers Leiden-« und ,,Faust« im modernen Ägypten. Das

sind überhaupt die beiden Dichtungen Goethes, welche auch heute

noch sich im Ausland der meisten Verbreitung erfreuen. Als drittes
Werk kommt »Hermann und Dorothea« hinzu. Jm Türkischen findet
man noch die »Jphigsenie«,im Armenischsenden »Götz«,im Hebräischen
den »Tasso«, und Japan legt sogar in neunzehn Bänden die ge-
sammelten Werke vor.

.

Die zweite Abteilung »Hundert Drucker in aller Welt« entstand
aus einer Anregung der Ausstellungsleitung an die Druckereien ver-

schiedener Länder, irgendeinen charakteristischen, von ihnen selbst
gewählten und auf ihr Land bezüglichenAusspruch Goethes in der

Sprache ihres Volkes typographisch zu gestalten. Mit einer außer-
ordentlichen Begseisterung wurde dieser Gedanke aufgenommen und

verwirklicht. Trotz der verwirrenden Fülle von Einblattdrucken doch
Einheit und Ruhe, da alles gipfelt in einem einzigen großen Be-
kenntnis zu dem Menschen, der die Welt bedeutet. Natürlich weisen
die deutschen Drucke die größte Mannigfaltigkeit in Satz und Type
auf. Vornehm, sachlich und geschmacksvollwirken die Druckproben
der englischen Pressen, ganz besonders den verwöhntestenbibliophilen
Ansprüchen genügend ,,Jphigenie-«und »Tasso« der Doves preß.
Sehr reich-haltig, meist in zwei Farben gehalten, ist die italienische
Gruppe von Rafaello Bertieri in Mailand beschickt.
Ähnlich wie die Drücker,reagierten die internationalen Künstler

auf die Anregung, eine Szene zum »Faust« zu illustrieren. Die von

ihnen eingesandten Radierungen, Zeichnungen, Holzschnitte und

Aquarelle, unter denen sich außer Blättern der namhaften ersten
deutschen Künstler ausländische, wie Masereel, Mariette Lydis,
Edy Legrand, Nicolas Eekmann und viele andere befinden, bilden

für sich eine Huldigung an Goethe in der Abteilung ,,Hundert
Graphiker der Welt«. Auch diese Abteilung bietet manches Fesselnde.
Vor allem überraschtdie außerordentlicheMannigfaltigkeit der Aus-
fassung in der Schilderung bekannter Szenen wie »Walp«urgisnacht«
und »Hexenküche«,die am stärksten anregend auf die künstlerische
Gestaltung esingewirkt haben.

Alles in allem ist die Ausstellung, die sorgfältig darauf bedacht
ist, durch Fülle des Dargebotenem sdenBesucher nicht zu erdrücken,
ein höchst interessanter Ouerschnitt durch die moderne Goethe-
bibliopihilie, eine lehrreiche Verwirklichung des Goethewortes »Gott
segne Kupfer, Druck und jedes andere vervielfältigende Mittel, damit
das Gute, was einmal da war, nicht wieder zugrunde gehen kann«.

Valerian Tornius.

Schlesien ladet ein . . . ».

Von Edmund Glaeser

Diese Zeilen sollen den Freund der großen deutschen Heimat
nach Schlesien führen, dem schönenSüdosten unseres Vaterlandes.
Es ist deutsches Schicksal, daß die einzelnen deutschen Stämme sich
und ihre Landschaften zu wenig kennen und deshalb zu wenig ver-

stehen. Wenn der lebhaft-e Sohn der süddeutschenBerge den stillen
Menschen Norddeutschlands und seine große ruhige Landschaft kennen-

lernt, wenn der heitere, lebensfrohe Rheinländer einmal als Reise-
ziel den gewaltigen Raum Ostdieutschlands mit seinen Seen und

Wäldern, seinen Städten und ernsten Burgen nimmt und zu seinen
herben Menschen geht, dann ist das jedesmal ein Gewinn für uns-er
ganzes Vaterland; denn aus dem Kennenlernen erwächst Verstehen,
aus dem Verstehen Wertschätzung,aus dem Schätzenentspringt gegen-
seitige Neigung und damit die Harmonie des großen deutschen Volks-

tums, die uns gerade in dieser an Disharmonien so überreichen
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Gegenwart doppelt nottut. Schlesisches Schicksal ist es, besonders
wenig von den deutschen Stammesbrüdern gekannt zu werden. Des-

halb ruft dieses schöneLand an der Ostmarkengrenze allen Deutschen
zu: Kommt und ehet, und ihr werdet reich beschenkt werden!

Schlesien birgt in seiner Landschaft die stille Schönheit der Nord-

deutschen Tiefebene mit Seen und Wäldern, eine beglückendeFluß-
landschast mit dem klaren, von Laubwald umsäumten Oderstrom, in

dessen Fluten sich alte Städte, Klöster und Schlösser spiegeln.

SchlegelnsSüdwesten ist angefüllt von einer Reihe der schönsten
deutschen ittelgebirge, und sein-e Grenze gegen Böhmen ist der Zug
der Sud-eten, die im Riesengebirge und im Glatzer Schneeberg eines
der eigenartigsten und schönsten Hochgebirge Deutschlands bilden.
Der deutsche Mensch hat diese vielfältige Naturlandschast mit dem
Werk seiner Hände und seines Geistes während 800 Jahren zu ein-er
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der schönstenKulturlandschafs
ten seines Vaterlandes gestal-
tet. Mittel-alterliche Städte,
Burg-en und Schlösser, Klöster
und stattliche Dörfer mit dem

Zauber deutsch-er Volkskunst in
der Bauweise ihrer Häuser for-
men im Wechsel mit Wald und

Feld, Höhen und Weitenidas
Bild »der schönen deutschen
Landschaft. Die großen Bau-

perioden der Gotik, der Re-

naissance
·

und besonders des
Barocks haben Schlesien mit
einer Fülle ihr-er Denkmäler ge-
schmückt. Die Art dieser Bau-
denkmäler beweist mit aller

Deutlichkeit, daß Schlesien die

natürliche kulturelle Fort-
setzung sdes schönen Süddeutsch-
lands nach Osten ist. Wer

Schlesien aber mit offeneni und

umfassendem Blick bereisen
will, der darf nicht nur an den
kulturellen Desnkmälern seiner
Vergangenheit verweilen, son-
dern er muß die gegenwarts-
lebendigen Dokumente seines
Wirtschaftslebens in sich auf-
nehmen. So wie einst Goethe
auf seinen Reisen Umfassend
Vergangenheit, Kunst, Kultur
und lebendigste Wirtschaft be-

trachtete, so will Schlesien
gleichfalls geschaut werden. Der

Mensch hat die alten Natur-

landschaften verändert, und

doch ist auch in den Wirtschafts-
anlagen Schlesiens jene große
Schönheit zu betrachten, die
den Fremden mit tiefem Ein-
druck erfüllt. Schlesien ist die

deutsche Landschaft der mächti-
gen Staubecken in seinen Vor-

bergen. Stille einsame Täler hab-en sich zu glitzernden, vielfach ge-
wundenen Seen verwandelt und das überschüssigeWasser gebändigt,
das fehlende gesammelt. Der schöneOderstrom ist durch große Werke
des Verkehrs, durch Schleusenbauten und Umgehungskanäle im Laufe
des letzten Jahrhunderts zu einer Wasserstraßeumgestaltet worden, die
zwar noch nicht alle Notwendigkeit-en schlesischerWirtschaft erfüllt,
deren»Bauten aber andererseits das schöne Tandschaftsbild nicht be-
einträchtigt haben. Ebenso harmonisch wie des Menschen Werk am

Wasser schmiegen sich die bergbaulichen .

Anlagen in die Tandschaft des Waldens
burger Berglan«d-es. In Oberschlesien
formt die Arbeit mit ihren imponierens
den Bauten eine eigene Landschaft, und
die Schönheit der modernen Industrie-
bauten, die glücklicherweiseauch in

Schlesien der gedankenlosen Gestaltung
gewichen sind, wir-d den aufmerksamen
Reisenden begeistern. Jn den großen
Städten aber erheben sich überall gegen-
wartsstarke Bauten der Gemeinschaft,
des Verkehrs und der Arbeit und geben
ein Zeugnis daß auch gerade die schle-
sischsewirtschaftdie Aufgaben der Kul-

tur nicht vergißt. —- Ebenso vielgestal-
tig wie Schlesiens Tandschaft und die

Zeugen menschlicher Kulturarbeit ist
sein Volk. Deutsche Volksstämme aus

Niedersachsen und Franken verschmolzen
allgemach mit den Rest-en uralter Ger-

manen und eingesiekerter Slawen, als sie
Um die Mitte des 13. Jahrhunderts
Schlesien auf friedlichem Wege besiedels
ten und nach einer Unterbrechung von

600 Jahren durch die Überlegenheit
deutsch-erKultur, deutsch-enFleißes und
ein-er klugen planvollen Unterstützung
der Kirche-dieses Land dem Deutschtum
friedlich wiedergewannem Mit Recht
nennen die Geschichtsschreiber des 19.

Jahrhunderts diese Wiederbesiedelung
diegroßte Tat der Deutschen im Mit-
telalter. nBlutmischungund Landschaft
formten im Taufe der Jahrhunderte ein

Neiße in Oberschlesien, Ring mit Kämmereigebäude und Nathaueturm

von Oberschlesien bis

Die Schneeteppe

Volkvoneigenartiger Vielse.itig-
keit und unübertrefflicherElastis
zität. »Lebhaft und- gutmütig,
höflich und g«astfrei,arbeitsam
wie alle Deutschen, eilig und

behende mit Worten, aber nicht
ebenso eilig bei der Tat und

nicht vorzugsweise d-auerhaft«,
so schildert der große Kenner

deutschen Volkstums, Gustav
Freytag, seine schlesischen
Landsbeute, und noch heute
trifft diese Schilderung des

schlesischen Charakters zu.
Schlesien ist aber auch ganz be-

sonders das Tand der besinn-
lichen, nachdenklichen und mys
stisch fühl-endendeutschen Men-

schen. Religiöse Bewegungen,
Sekten, gottsuchende Philoso-
phen, Mystiker hat Schlesien
in besonderer Fülle und Viel-

fältigkeit im Laufe seiner Gei-

stesgeschichte -aufzuweisen. Der

Weg von Jakob Böhme, dem

schlesischen Mystiker des 16.

Jahrhunderts, bis zu Hermann
Stehr, dem deutschen Gott-

sucher der Gegenwart, und der

Weg von Andreas Gryphius
und Friedrich von Togau über
Christian Günther und über

Eiche-n«dorffbis zu Gerhart
Hauptmann führen uns durch
die bunten Gärten schlesischer
Dichtkunst und Philosophie.

Schlesien ehrt 1952 seinen
großen Sohn, den deutschen
Dichter Gerhart Hauptmann,
der schlesisches Volkstum

durch die Stärke seiner
Dramen über den Welt-
ball getragen hat, zu seinem
70. Geburtstag. Die Art

dies-er Ehrung entspricht ganz dem Wesen des Schlessiers,
denn sie bleibt nicht bei der person des Dichters stehen,
sondern in beglückender und eigentümlicher Vieslseitigkeit be-

sinnt sich dieses Tand in den Schlesischen
»

Tagen 1952
neben den Veranstaltungen zu Ehren des 701ährigenvDich-«
ters seiner Heimat und seines Volkstums, seiner Musik »und
seiner bildenden Kunst. Es wetteifern Städte und Dorfer

zum nördlichen Niederschlesien in kulturell
wertvollen Veranstaltungen in einem

großen Bekenntnis zur schlesischenHei-
mat, seinem Volkstum und seinemgieuts
schen Geistesle«ben. Den Auftakt zu
den schlesischen Tagen bildete in der

Landeshauptstadt Breslau ein Trachten-
und Sängerzug größten Ausmaßes.
Alle Volkstrachten von Nieder- und

Oberschlesien, aus dem Tiefland und

aus den Bergen, zeigten dem Fremden
den Reichtum schlesischen Volkstums,
und der große Schlesische Sängerbund
brachte die Fülle schlesischerVolkslieder

zu Gehör. Die Sonnwendfeiern im

schlesischen Riesengebirge, die Heimat-
und Trachtenfeste auf der Burg Kynast
im Riesengebirge oder das Eichendorff-
Spiel auf der Burg Tost in Ober-schle-
sien, historische Festspiel-e auf den male-

rischen Märkten alter schlesischer
Städte, Marktsingen und Turmblasen,
Kulturwochen und -tagungen, Grenz-
landfahrten und vor allem die Gedächt-

nisfeiern schlesischer Städte zu Ehren
ihrer großen Söhne, sie bilden die Fülle
kulturell wertvoller Veranstaltungen.
So gedenkt Kreuzburg in Oberschlesien
Gustav Freytags, Glogau ehrt in fein-
sinnigen Abenden die Dichter, die in

sein-en Mauern weilten, von Andreas

Gryphius bis Fritz Reuter, Neiße ge-

denkt, ebenso wie Ratibor, Josef von

Eichendorffs, Sagan läßt seine Ju-
gend einen Tag des schlesischen Volks-
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tums gestalten. Die Hauptstadt Breslau aber ehrt den 70jährigen
Dichter durch den Umbau eine-s alten Theaters und seine Wiedereröffs
nung als GerhartiHauptmaanheater und durch eine GerhartsHaupts
wann-Ansstellung, die ebenso wie die SchlesischsenTage sich nicht auf
die Person und das Werk des Dichters beschränkt,sondern in groß-
artiger und sinnvoller Weise den Hintergrund, die Zeitverhältnisse
und den Boden beleuchtet, aus dem des! Dichters Werk erwuchs.

Die Notzeit lastet über Schlesien stärker als über den meisten
anderen deutschen Ländern. Wirtschaftsferne und Absatznöte legen
viele Arbeitsstätten still. Zehn Iahre sind es in diesen Tagen her,

Politische Chronik

daß das oberschlesische Industriegebiet sbrutal und sinnlos zerrissen
wurde, der Schlesier aber ist unbeugsam und klagt nicht. Gerade
1932, da das Land von innerer Not und äußerer Gefahr bedroht ist,
hat der Schlesier mit der Veranstaltung der Schlesischen Tage seine
unübertreffliche Elastizität bewiesen.

Deutsche sollen sich und ihre Landschaften untereinander kennen-
lernen. Der Lebens- und Kulturwille Schlesiens verdient es, daß
1932 viele Deutsche nach dem schönen deutschen Südosten kommen,
um

dkeSchlesischen Tage, schlesisches Land und schlesische Menschen
zu er eben.

Vom 12. bis 26. Juni

Laus anne: ’.. .
Si

Eröffnung der Lausanner Konserenz mit einer Ansprache
MacDonalds, der asuf französischen Vorschlag zum Präsi-
denten der Konferenz gewählt wird (16. Juni). — MacDonald

gibt einen Beschluß der fünf Mächte England, Frankreich, Italien,
Belgien und Japan bekannt, der für die Dauer der Konserenz alle

politischen Schulidenzahlungen aussetzt. In der Genseraldebatte legt
Reichskanzler von Papen den deutschen und MinisterpräsidentHerriot
den
französischenStandpunkt zu den Tributleistungen dar (17. Juni).

— Reichs anzler svon Papen richtet von Lsausanne eine Rundfunk-
ansprache an das deutsche Volk (18. Juni). — MacDonald über-

mittelt der deutsch-en Delegation das französischeTributprogramm,
das von Deutschland eine Restzahlung verlangt. In der deutschen
Antwort an MacDonald werden diese Forderungen abgelehnt
(22. Juni). — Die deutsche und die sranzösischeAbordnung halten
in Lausanne eine erste Arbeitssitzung ab, in »der Reichssinanzminister
Graf Schwerin von Krosigk einen eingehenden Bericht über die wirt-

schaftliche und finanzielle Lage Deutschlands gibt (24. Juni). —

Reichskanzler von Papen reist über das Wochenende nach Berlin, wo

er dem Reichspräsidenten und dem Reichskabinett Bericht erstattet
(25. Juni).

Hoovers Vorstoß auf der Abrüstungskonferenz:

Auf »der Abrüstungskonferenz unternehmen die Amerikaner einen

Vorstoß. Im Allgemeinen Ausschuß der Abrüstungskonferenz ver-

liest Botschafter Gibson eine Botschaft des Präsidenten Hoover, in

der dieser einen entschiedenen Fortgang in der Abrüstung fordert
und eine Herabsetzung des Weltrüstungsstandes um ein Drittel vor-

gclhlägt
Die Abrüstungsbotschaft Hoovers wir-d gleichzeitig auch in

merika bekannt-gegeben (22. Juni).
Ausland:

MacDonald und Herriot halten vor ihr-er Reise nach Lau-

sanne in Paris eine Vorkonferenz ab (11. Juni). — Bot-

schafter Nadolny bringt auf der Abrüstungskonserenz einen Ent-

schließungsentwurf zur qualitativen Abrüstung ein, in dem er für
die anderen Staaten die gleichen Abrüstungsregeln verlangt, wie sie
seinerzeit von Deutschland verlangt wurden; das Präsisdium stellt die

Ergebnislosigkeit der Ausschußberatungen über die qualitative Ab-

rüsttsng fest (14. Juni). —- Griechenland stellt die Schuldenzahlungen
an Amerika ein (15. Juni). — Der amerikanische Nationalkonvent
der Republikanischen Partei beschließt mit groß-erMehrheit, Präsi-
dent Hoover für die Präsidentschaftswahlen wieder als Kandidaten

aufzustellen (16. Juni). —- Dominienminister Thomas lehnt im eng-
lischen Unterhaus die Forderungen de Valeras ab, er kündigt an,
daß Irland vom 15. November ab keine Vorzugszölle mehr erhalten
werde (17. Juni). —

König Albert von Belgien weist in einem

Schreiben an den belgischen Ministerpräsidenten Renkin auf sdie Ge-

fashren der wirtschaftlichen Abschließung der Staaten hin und fordert
eine Änderung der bisherigen Wirtschaftspolitik. Gleichzeitig mit
der Bekanntgabe dieses Briefes wird zwischen Holland, Belgien und

Luxemburg ein Abkommen geschlossen, das die zwischen diesen Ländern
bestehenden Zölle jährlich üm 10 v.H. herabsetzt (20. Juni). —- Der

Haa er Gerichtshof weist die litauische Einrede gegen die BehandlungverschiedenerFragen der Anklageschrift, die sich auf »die Einsetzung des
Dirsektoriums Simaitis und die Auflösung des Memeler Landtags
beziehen, mit 13 gegen Z Stimmen zurück (24. Juni). —- Italien
läßt in Lausanne eine Denkschrift überreichen, in der es seine An-

sprüche an »den Tributzahlungen anmeldet, falls die Tribute in

Lausanne nicht vollständig gestrichen würden (25. Juni).

Reich und Länder-:
·

Reichspräsident von Hindenburg empfängt in Gegenwart
des Reichskanzlers von Papen . die Ministerpräsidenten von

Bayern, Württemberg und Baden (1Z. Juni). — Vom

Reichspräsisdentenwerden zwei Notverordnungen erlassen, die sich
mit finanzpolitischen Fragen und Maßnahmen auf dem Gebiete
der Rechtspflege und der Verwaltung beschäftigen. Gleichzeitig ver-

öffentlicht die Reichsregierung eine Kundgebung, in der sie die
Gründe für die Verkündung dieser Notverordnungen darlegt
(14.Iuni). — Mit der Bekanntgabe der politischen Not-verordnung,
die an Stelle der sieben bisherigen Not-verordnungen tritt und u. a.

die Aufhebung des SA.-Verbots bringt, richtet der Reichspräsident
eine Mahnung an die Verbän·de, ihren Kampf künftig in ruhigeren
Formen auszutragen (16. Juni). — Im Monat Mai ist die Einfuhr
und Ausfuhr weiter zurückgegangen,der Ausfuhrüberschußbeträgt
87 Millionen RM. — Von Bayern und Baden wir-d erneut ein
allgemeines Uniform- und Demonstrationssverbot erlassen (17. Juni).
— Auch Hessen verbietet Demonstrationen. —- In Oldenburg wird
eine nationalsozialistischse Regierung gebildet, Ministerpräsident wird
der Landtagsabigseordnete Rösver (17. Juni).— Bei den hessischen Land-
tagswahlen gewinnen die Rationalsozialisten fünf, die Sozialdemo-
kraten zwei Mandate (19. Juni). —- In der ersten Iunihälfte ist die

Zahl der Arbeitslosen um rund 14 000 auf 5 569 000 zurückgegangen.
— Deutsche Kriegsschiffe statten der Freien Stadt Danzig einen Be-

such ab (2Z. Juni). — In Berlin findet eine Konserenz der Innen-
minister der Länder statt. Die Stellungnahme der Länder zu den vom

Reichsinnenministerium aufgeworfenen Fragen soll schriftlich er-

folgen (22. Juni). — In Berlin und im Reich kommt es zu schweren
politischen Unruhen, die mehrere Todesopfer kosten. — Im Preußi-
schen Landtag wird die politische Amnestie in dritter Lesung ange-
nommen (24. Juni). -—— Im Bayserischen Landtag begründetMinister-
präsisdentDr. Held die bayerische Haltung zum Uniformverbot
(25. Juni).

Friedrich Theodor Bifchck - Geboten-am so. Juni 1801

Es gibt heute in Deutsch-
land eine Vielzahl von Städten

und Städtchen, die von ihrer
. Vergangenheit leben: das sind

die verlassenen Residenzen.
Lange, erade Alleen von etwas

feierli er Heiterkeit dulden

her-ablassend das unkultivierte

Schnauben von Hunderten neu-

gieriger Autos, und wenn ihre
hohen Kastanien überhaupt
noch blühen, so tun sie es nur

in treuer Erinnerung an die

Duodezpracht vierspänniger
Hofkaleschen. Wenn aus sol-
chen Städten ungewöhnlich
viel Menschen hervorgehen, die

berufen find, im seelischen,
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weltanschaulichen oder politischen Lieben ihres Volkes eine Rolle zu
spielen: so ist es eben der Widerspruch zwischen dem weichen Atem
der Vergangenheit, der sie in starker Distanz zum Milieu der Gegen-
wart auf ein-e »romantische« Art jung sein ließ, und »dem wilden
Sturm des Wirklichen, der sie draußen im schaffenden Leben anbläst.
Es ist der Widerspruch zwischen Verträumtheit und Notwendigkeit,
der solche Menschen fähig macht und zwingt zum Kampf um Klar-

heit und zum positiven Wirken.
Die meisten dieser Residenzen wurden erst 1812 oder 1918 ver-

lassen —- L u dw i gs b ur g hatte schon lange vorher seine Fürsten
nach Stuttgart gehen sehen, und so gilt dies alles für die vier be-

rühmten Ludwigsburger der deutschen Geistesgeschichte, für Iustinus
Kerner, Eduard Mörike, Friedrich Theodor Vischer und David

Friedrich Strauß. Alle vier drängt die Abseitigkeit ihrer Heimat-
stadt vom Gegenwartsgeschehen zur Beschäftigung mit zeitlosen
Dingen: Iustinus Kerner gerät bis in den Spiritismus hinein, die
drei anderen studieren Theologie. Indes aber in Kerner und
Mörike die Verträumtheit siegt und beide zu zeitabgewandten



Ver Oelmatdiensi

Lyrikern macht, gehorchen die beiden Jüngsten dem hallenden Ruf
ihrer bewegten Epoche; Strauß, ein furchtloser Wissenschaftler,
modernisiert mit seinem »LebenJesu« die Religionswissenschaft, und

Vischer endlich dringt in geradezu fanatischer Freude an energischer
Stellungnahme zur Kulturkritik, ja zur Tagespolitik vor.

Dieser Weg war gerade für Vischer sehr weit und sehr schwer.
Selbst wenn man absieht von den äußeren Widerwärtigkeiten, die
das Leben ihm bereitete: von seiner unglücklichenEhe, vom Verlust
seiner Professur, seinem Exil in der Schweiz, der sehr mühsamen
Rückgewinnung einer-akademischen Stellung, selbst dann bleiben

noch alle die Hemmungen, die ihm seine Persönlichkeit selbst be-

reitete. Denn was ihn zu kritischer Betätigung drängte und be-

fahtgte, war nicht die Aibgeklärtiheit des ästhetisch veranlagten
Menschen,nicht die Neigung zur Toleranz, nicht einmal die Weite

des Blicks. Er war der typische deutsche Kleinstaatler und Eigen-
brotler, wenn er »deutsch« sagte, meinte er »schwäbisch«;er war

unduldsamgegen alle anderen Spielarten deutschen Wesens, sonder-
lichtgegen alles, was norddeutsch war; seine Form war in keiner
Weise verbindlich, sondern grob bis dort hinaus, seine Leidenschaft
brannte»oft genug mit seiner Gerechtigkeitsliebe durch, und als Maß
aller Dinge galt ihm nur zu oft das eigene Jch. So war er denn

auch von philistrosen Regungen nicht ganz frei: er wettert gegen
die Mode, gegen die »Kleider, in denen man nackt geht«, er wirft
ausgerechnetWilhelm Busch »Unsittlichkeit«vor, er persifliert den

zweitenTeil des »Faust« unter dem eindeutigen Pseudonym ,,Mystifi-
zinski«·in recht verständnisloser Weise. Aber er setzt andererseits
Gottfried Keller bei den Deutschen durch, er ist einer der besten

Bartenstein:
Bei solche-r Jahrhundertfeier wollen die Ostmärker zunächst die

enge Verbundenheit mit dem großen deutschen Brudervolke auf der
andern Seite des Korridors zum Ausdruck bringen und ferner in

Dankbarkeitsich dessen erinnern, daß einst eine große Anzahl wage-

mutiger Pioniere aus fast allen Gauen des deutschen Mutterlandes
ins Ostland strömte und diesem die germanische Kultur brachte.
Deutsche Ritter, Kaufleute, Handwerker
und Bauern legten vor mehreren Jahr-
hunderten »die Fundamente zu fast allen

Dörfern und Städten Ostpreußens. Diese
bedeutungsvolle Tatsache will die Ge-
meinde Bartenstein würdigen, wenn sie
in ernsten Weihestunden an ihre Begrün-
dung svor 600 Jahren zurückdenkt.

Bartenstein liegt im Herzen Ostpreu-
ßens. Die innen, Türme und Dächer
dieses Städt ens spiegeln sich auch heute
noch — wie einst zur Ordenszseit —- in
den Silberfluten der Alle wieder, die mit

ihren hochragenden, bewaldeten Steil-

ufern »den schönstenFlußlauf Ostpreus
ßens darstellt. Schon in altersgrauer Vor-

zieit sind die Ufer der Alle besiedelt ge-
wesen. Germanische Stämme, die bis zur
Völkerwanderung in der Ostmark wohn-
ten, bauten dort manch befestigten Hof.
Nach dem Wegzug der Germanen nahmen
die alten Preußen vom Flußgebiet der

Alle Besitz; sie errichteten shier mehrere
sichereFliehburgen, die nach schweren
Kampfen im lö. Jahrhundert dann von

deutschenOrdensrittern erobert wurden.
Die Hochmeisterdes Ordens erkannten

bald die strategische Bedeutung der Alle-

linie und ließen daher an besonders ge-
schützten Stellen — darunter auch dort,
wo heute Bartenstein liegt —- zunächst
einen einfachen Stützpunkt und dann ge-
gen Ende des ts. Jahrhunderts schließ-
lich eine feste Burg aus Stein und Zie-
geln erbauen. Mit der Errichtung eines
Ordenskartells war gleichzeitig auch der
Grundstein zur späteren Stadtgemeinde
Bartenstein gelegt worden.

Zu Beginn des 14. Jahrhunderts, als die Einwanderung nach
Ostpreußenbesonders stark war, siedelten sich im Schutze der neuen

OrdensburgBartenstein zahlreiche deutsche Kolonisten an. Um das
feste Ritterhaus errichteten die Siedler bald eine größere Zahl von

Wohnstatten, so daß im Jahre 1332 der für die Besiedlung Ost-
deutschlandssehr bedeutungsvolle Hochmeister Luther von Braun-«

schweig der bisherigen Dorfgemeinde nunmehr die Stadtrechte ver-

Bartenstein besitzt eine der schönsten alten Kirchen
des deutschen Ostens

Köpfe des Paulsparlaments, er münzt aus der Philosophie seines
Lehrmeisters Hegel tausend Weisheiten für das praktische Leben und

sein-e ,,Asthetik«hat heute noch Geltung; seine Lehrhaftigkeit ist
immer unterhaltsam, seine Kämpfe führt er mit hinreißender Ehr-
lichkeit durch, immer ist er ein Ganzer und nie ein Halber, und für

genkKrieggegen alles Halbe darf ihm das deutsche Volk von Herzen
an en.

Es ist erklärlich und bedeutsam, daß bei so bewandten Dingen
erst dem Zweiundsiebzigjährigen sein größter Wurf gelingt: der

Roman »Auch einer«. Hier hat Vischer die Formel für sein eigenes
Wesen gefunden; hier wird, in einer manchmal abrupten Mischung
zwischen Lebensweisheiten Hegelscher Provenienz und skurrilem
Humor Jean Paulfcher Prägung, die Komik und die Tragik dar-

gestellt des Sonderlings, der der Allgemeinheit dienen will, und des

Weltanschaulers, der politisch wirken möchte. Und hierin hat wohl
auch der ernste Ton des fröhlichen Buches noch im Heute seinen
Klang: einer Zeit, in der Politik oihne Weltanfchauung das gute
Recht und die Lieblingsbeschäftigung jedes Staatsbürgers zu sein
scheinen, kann nicht deutlich genug aufgezeigt werden, daß nur aus

fester, mühsam erkämpfter Weltanschauung heraus fruchtbare poli-
tische Anteilnahme möglich ist. Wir Deutschen, die wir alle von

Geburt schon Romantiker, Eigenbrötletz Kirchturmpolitiker und
Grobiane sind, haben es weiß Gott besonders schwer, uns einzu-
passen in das Gesetz der Allgemeinheit und zum Wohl der Allgemein-
heit politisch zu wirken; dazu wolle »Auch einer«, der es besonders
schwer gehabt und es doch geschafft hat, uns helfenl

Gerhart Herrmann Mostar.

600 Jahre
leihen konnte. Mit der Erteilung dieses Privilegs war die Stadt

Bartenstein vor 600 Jahren aus der Taufe gehoben.
Glückliche Zeiten sollten im 14. Jahrhundert der neuen Stadt

beschieden sein. Mit dem Erstarken des Ordensstaates wuchsen und

blühten Landwirtschaft, Handel und Gewerbe im ganzen Preußen-
lande kräftig empor, so daß auch die Bürger Bartensteins, infolge

der lebhaften Handelsbeziehungen zu
andern Städten, wohlhabend wurden.

Jihren Reichtum brachten sie äußerlich
bald zum Ausdruck, indem sie mehrere
größere Bauvorhaben ausführen ließen.
Zunächst wurde die ganze Stadt durch
eine starke Mauer mit Toren und Ver-

teidigungstürmen vor feindlichen Ein-

fällen geschützt. Ferner entstanden um

den Markt-platz viele massive Bürger-
häuserz mitten in der Stadtanlage wurde
ein Rathaus erbaut, das zum Teil iauch
als Kaufhaus Verwendung fand. Etwa
um die Mitte des 14. Jahrhunderts er-

richtete der fromme Bürgersinn ein Gottes-

haus in Form einer imposanten Basilika,
die ihrer hervorragenden Architektur
»wegen nicht nur in der Ordenszeit, son-
dern selibst heute noch«mit zu den besten
Bauten in Bartenstein und darüber hin-
aus in ganz Ostpreußen zählt.

Nach dem so glänzenden ersten Auf-
stieg folgten für Bartenstein recht trübe
Zeiten. Das für den Ordensstaat so ver-

hängnisvolle lö. Jahrhundert brachte be-
reits in seinem ersten Jahrzehnt die ver-

lorene Schlacht von Tannenberg, der dann

bald die Auflehnung der eigenen Unter-
tanen gegen die Ordensherrschaft folgte.
Die-se Zeit der inneren Zwietracht nutzten
die Polen aus, um gan Preußen vollends

zu Boden zu werfen. Während dieser langen
Kriegswirren wurde Bartenstein mehrfach
belagert, geplündert,zum Teil zerstörtund

erlitt schwere Verluste an Menschen, Geld—
und Gut. Auch im Verlaufe der darauf
folgenden Jahrhunderte war an einen

«

dauernden friedlichen Aufstieg kaum zu
denken, da nacheinander die Polen, Schweden, Tataren, Russen
und schließlich die Franzosen Bartenstein schwer heimsuchten. Erst
die Zeit nach den Befreiungskriegen sollte der Stadt bessere Auf-
stiegsmöglichkeiten bringen, und im Verlaufe sdes 19. und 20. Jahr-
hunderts ist Bartenstein nun in ganz bedeuten-dem Umfange über
die einstigen alten Stadtanlagen hinausgewachsen.

Fr. T o r k l e r.
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Die holländisch-belgischeZollkonvention
Mitten in den Reparationsverhandlungen hat sich in Lausanne

ein wichtiges wirtschaftliches Ereignis zugetraigen, das mit den Re-

parationen gar nichts, mit dem Wiederaufbau der Welt aber sehr
viel zu tun hat. Am 20. Juni haben die Vertreter der Niederlande,
Belgiens und Luxemburgs ein Abkommen paraphiert, in dem die drei
Staaten sich verpflichten, keine neuen Zölle einzuführen und die be-

stehenden jährlich um 10 v.H. bis zu einem gewissen Niveau herab-
zusetzen. Neue Ein- und Ausfuhrbeschränkungen sollen nur unter

ganz bestimmten Umständen getroffen werden dürfen. Schließlich
noch eine bedeutsame Bestimmung: der Beitritt soll allen Staaten

offenstehen.
Jn Wahrheit handelt es sich zunächst nur um zwei Staaten, da

seit 1922 Luxemburg in Wirtschaftsunion mit Belgien steht, ein

Bündnis, das die bis 1918 iexistierende Zollunion zwischen Deutsch-
land und Tuxemburg abgelöst hat. Damit war das kleine Groß-
herzogtum aus dem mitteleuropäischen Bereich in den westieuropäis
schen gerückt —-

zwar nicht direkt, aber doch indirekt in die fran-
zösische Interessensphäre. Die neue Zollkonvention allerdings löst
BelgiensTuxemsburg doch wieder etwas los aus der französischen
Umklammerung und ist so ein Glied einer schon seit längerer Zeit
sichtbaren, auf eine gewisse Selbständigkeit gerichtet-en Politik Bel-

Wenn sich die Zollkonvention nach Norden hin ergänzen
sollte, gemäß der Osloer Tagung vom Jahre 1930, die handelspolis
tische Abmachungen Dänemarks, Schwedens und Norwegens mit

BelgiensLuxemburg und Holland vorsa«h, sö würde die belgische
Orientierung von Frankreich fort noch stärker ausgedrückt sein. Ein
bemerkenswerter Zusammenhang würde sich dann mit England er-

geben, wo die Lausanner Konvention sehr freundlich aufgenommen
worden ist. Vermitteln könnte dabei Dänemark, dem von England
anscheinend besondere Berücksichtigung seiner handelspolitischen
Wünsche auf der Konferenz von Ottawa zugesagt worden ist, eine

Zusage, die« ähnlich Argentinien erhalten hat, das sogar einen Beob-
achter nach Ottawa entsenden wird. Wie es England darauf an-

kommt, in Argentinien den Einfluß der Vereinigten Staaten zu
brechen, so soll in Dänemark der deutsche Wirtschaftseinfluß aus-

geschaltet werden. Bisher kaufte Dänemark in der Hauptsache von

Deutschland, exportierte aber hauptsächlich nach England; nun da

Deutschland sich gegen die dänische Butter stärker abgeschlossen hat,
soll erreicht werden —- England ist in dieser Hinsicht äußerst rührig
—, daß auch die dänischen Käufe in England erfolgen.
Gewiß, die Miene, die Frankreichzu der Zollkonvention macht,

ist weit weniger liebenswür ig als die Englands; grobes Geschütz
aber wird auch von Frankreich nicht aufgefahren. Welcher
Unterschied zum französischenVorgehen beim deutsch-österreichischen
Wirtschaftsplan von IIle Dabei ist die neueAktion genau den-

selben Motiven entsprungen wie die damalige und stützt sich auf
genau dieselbe große -Entwicklungsrichtung: regionale Wirtschafts-
vereinbarungen von Staaten, »die,in einem und demselben oder einem
ähnlichen Raume liegend, gleiche oder sich ergänzende Interessen
haben. Der Bericht des Wirtschaftskomitees des Völkerbundes über

seine 27. Session vom 23. Januar 1929 hat bekanntlich nachbarliche
Ausnahmen von der Meistbegünstiigung auf Grund spezieller ethni-
scher, geschichtlicher und geographischer Bedingungen ausdrücklich
vorgeschlagen. Die Notwendigkeit solcher regionaler Abkommen ist,
je heftig-er die Wseltkrise wurde, um so deutlicher erkannt worden.

Auf der Europakonferenz vom September 1930 wies der damalige
österreichischeBundeskanzler Schaber, ohne Widerspruch zu begegnen,
daran hin, und dennoch hat der deutsch-österreichischePlan ein so
trauriges Ende gesunden. Es ist zu wünschen, daß die deutsche Re-

gierung, wird die neue Zollkonvention riecht-ens,oder dehnt sie sich
sogar nach Skandinavien- aus, die Welt darauf aufmerksam macht,
mit wie anderem Maß im Falle Deutschland-Österreich gemessen
wurde. Immerhin darf erwartet werden, daß die Bestrebungen auf
engere wirtschaftliche Verbindung zwischen uns und Österreich und

auf engere Wirtschaftsbeziehungen zum Donauraum überhaupt durch
das Vorgehen Belgiens und Hollands kräftigen Auftrieb erfahren.

Als Folge dieser Aktion wird aber auch endlich das problem
der Meistbegünstigungsklausel entschieden angepackt werden müssen.
Alle regionalen Wirtschaftsaibkommen sind heute bedroht durch be-

willigte Meistbegünstigungen. Jm belgisch-holländischenFalle haben
die beiden Kontrahenten erklärt, sie würden, wenn ihnen aus Meist-
begünstigungsverträgen Schwierigkeit-en erwüchsen, diese Verträge
eben kündigen, doch das ist durch-aus kein kurz-er Weg. Die Meist-
begünstigung ist, indem sie sich gegen Regionalverträge stellt, von

einem Faktor der Hanidelsfreiheit zu einem der Handels-beschränkung
geworden. Wenn nämlich sich innerhalb des die Welt überziehen-
den Protektionismus Jnseln mit Handelsfreiheit bilden können, so
werden das Staaten, die wie Deutschland angewiesen sind auf grö-
ßeren Wirtschaftsraum, als Fortschritt betrachten müssen. Es liegt
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ja auch insofern vollkommen in »der Entwicklungslinie, als den

großenWirtschaftsimperien gegenüber nun auch die kleineren Staaten

ihr Recht auf größeren Raum zu proklamieren beginnen. An der

heutigen Großraumwirtschaft läßt sich nichts ändern, sie ist Folge
des Jmperialismus, er wie-der Folge des Hochkapitalismus; wenn

nun aber die kleineren Mächte an dieser Raumwirtschaft zu parti-
zipieren vermögen, so ist das zwar nicht Ausdruck absoluter, aber

doch relativer, heute allein möglicher Handelsfreiheit. Unter der

Voraussetzung, daß dem andern billig ist, was dem einen recht ist,
haben wir jedenfalls keine Veranlassung, gegen den Abschluß der

belgischsholländischenZollkonvention zu protestieren.
Dabei erhebt sich die Frage, ob wir nicht gut daran täten, uns

einzuschalten. Das asber läßt sich erst nach nüchterner Kalkulation
beantworten. Es wird vor allem zu untersuchen sein, ob nicht die

belgischsluxemburgischse,im allgem-einen mit geringeren Spesen arbei-
ten-de Schwerindustrie eine tödliche Konkurrenz für unsere ohnehin
notleidende Schwerindustrie sein würde. Man müßte auch erst
wissen, wie groß denn nun die neue Staatengruppe sein wird, ob
die skandiniavischen Mächte einbezogen sind oder nicht. Eines nur

wird festgehalten werden müssen: wir dürften uns durch die neue

Westnordtendenz nicht abbrinigen lassen von der Südosttendenz. Ent-
weder wir verzichten des Südostraums wegen ian West-i und Nord-
raum, oder wir versuchen, bei-de Räume zu kombinieren. Vielleicht
begrüßt Frankreich, heute scheinbar nicht einverstanden mit dem bel-

gischen Vorgehen, doch letzten End-es diese Aktion, weil sie die Mög-
lichkeit gibt, Deutschland vom Südosten und Osten nach dem Westen
abzuziehen. Wir sollen unsere Ausgleichsfunktion zwischen West
und Ost verlieren die einzig-e Gewähr einer,. wenn auch geringen,
außenpolitischenHandlungsfreiheit,und sollen völlig dem Westen
anheimfallen. Wir wären dann auch von Jtalien losgelöst. Es

hieße die Geschicklichkeitder französischenPolitik unterschätzen,wenn

ihr nicht solche Ziele einige Tockmittel wert wären.

Adolf Gra-bowsky.

Wiederaafbaa Europas mid- deutsch-skandinavische
Wirtschaft - Tagang der Gesellschaft für Weltwirtschaft

Die ,,Deutsche Gesellschaft für Weltwirtschiaft«hielt ihre dies-

jährige Tagung vom 17. bis 19. Juni in Lübeck,der alten deutschen
Hansestadt, zusammen mit der dortigen ,,Nordischen Gesellschaft«ab-

Jm Mittelpunkt dieser Verhandlungen standen die Fragen des Wieder-

aufbaues Europas. Da hierbei ganz besonders auch die Wirtschafts-
verbindungen Deutschlands mit den nordischen Staaten eine große
Rolle spielen, so war Tübeck der geeignete Ort, um zwischen Ver-
tretern des deutschen Volkes und den nordischen Völkern den ge-
samten Problemkomplex, den das Durcheinander in der Weltwirt-

schaft hervorgerufien hat, zu erörtern.

Jm Rahmen der allgemeinen weltwirtschaftlichen Krise hat sich
besonders eine scharf zugespitzte Krise der deutsch-
nordischen Wirtschafts- und Verkehrsbeziehun·
gen herausgebildet, die von Schicksalsbedeutung für die ganze
Zukunft des Ostsee-gebiets und Deutschlands werden kann. Die

nordischen Länder sind jsa vornehmlich auf weltwirtschaftlichen Güter-»
austausch angewiesen. Während ihr Hauptabsatz nach Westen
ging, erfolgte ihr Einkauf bisher hauptsächlich in

Deutschland, dessen aktive Handelsbilanz mit
Skandinavien in den letzten Jahr-en etwa 800 Millionen
bis 1 Milliarde RM. betrug. Jn den ersten drei Monaten

dies-es Jahres ist der deutsche Export nach den nordischen Ländern
auf beinahe ein Drittel des Umfangs des Quartals des Vorfahres
gesunken. Die Linie der skandinavischen Käufe in Deutschland ist
inzwischen weiter bergab gegangen. Andererseits ist aber während
der letzten Monate der Jmport aus England nach Dane-
m·ark gegenüber dem Vorjiahre um mehr als 15 v.H. gest i eg en.
Jn der skandinavischen Wirtschaft wird mit allem Nachdruck die

Forderung erhoben: Laßt uns unsere Waren dort einkaufen, wo

wir unsere eigenen Güter absetzen können.
«

Reichsminister a.D. Oberbürgermeister Dr. Külz
legte in Tübeck als erst-er Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für
Weltwirtschaft das Bekenntnis zu dem Geiste ab, der Lübeck s. Z.
groß gemacht habe und der jetzt in der Welt in schwerer Ver-
blendung verkannt werde: der Geist der wirklichen Verbundenheit
der Staaten und Völker. An dies-e Gedankengänge knüpfte in

seinem Vortrage über »Dänemark und die Weltkrise«
Kontorchef Poulsen an der als einer der langjährigenhochsten
Beamten und auss laggebenden Persönlichkeiten
im dänischen Außenministerium besonders dazu. be-

rufen war, den Problemkomplex lebendig darzustellen. Es dürfte
überraschen, zu erfahren, daß Dänemark, dessen Bodenflache nicht
viel größer ist als die der Provinz Ostpreußenund dessen Be-

völkerung nicht mehr als ZZ Millionen zahlt, auf den Kopf des
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Einwohners den größten Handelsumsatz aller europäischen Staaten

aufweist. Der Gesamtwert dieses Handelsumsatzes ist ebenso groß
wie der ganz Rußlands, halb so groß wie der Italiens und mehr als

die Hälfte des japanischen. Ein D rittel des d änisch en

Gesamtimports von 2 Milliarden RM. kam bis-

h e r a u s D le u tfch la n d
,

das etwa ein Fünftel aller dänischen
Ausfuhrwaren abnahm. Gegen drei Fünftel des Exports Dänemarks
gingenenach England. Von den Auswirkungen der Weltwirtschafts-
krise in Dänemark gab Kontorchef Poulsen sein erschütterndes Bild:

insbesondere die dänische Landwirtschaft, die auf Export angewiesen
ist und ein Drittel des Ausfuhriiberschusfes an Schweinefleisch
liefert, leidet schwer unter diesen krisenhaften weltwirtschaftlichen
Erscheinungen.

Auch der Vertreter der schwedischen Wirtschaft,
Eeneraljkonsful Sachs, Stockholm, begann seine Aus-
fuhrungen uber »dieschwedischsdeutschenHandelsbeziehungen während
der Weltcrise« mit der Feststellung des stark-en Rückganges des Ex-
ports und Jmports beider Länder, nachdem er vorher die Bedeutung
der deutschen Ausfuhr nach Schweden feststellte, die während der
letzten Jahre den Wert von Z Milliarde Kronen überschritten hatte.
Aus den nDarlegungenvon Generalkonsul Sachs ergab sich durchaus
ein Verstandnisi für die»schwierigeLage Deutschlands, das durch vor-

übergehende außergewohnliche Verhältnisse zu importhemmenden
Maßnahmengezwungen worden sei. Es war auch interessant zu
horen, wie gering doch Kreugers Einfluß auf die ge-
s am te s»ch·wed i s ch e J n d u st r i e war, denn die Zündholzindus
strie beschaftigtin Schweden nur 6000 Personen, was etwa 2 v. H. der
Arbeiter aller Fabriken ausmacht. Bei der Telephonindustrie, die

von Kreuger abhangig war, ist der Prozentsatz nicht größer. Gegen-
uber der Ausfuhr von 404 Millionen Kronen an Holz spielt der
zündholzexport mit etwas über 40 Millionen Kronen auch keine

bedeutendeRolle. Durch die Kreugerkrise werden daher die schwe-
dischsdeutschen Beziehungen nicht berührt.

Angesichtsdes Verständnisses,das sowohl der Vertreter Dän-e-
marks wie der Schwedens der deutschen Wirtschaft entgegenbrachten,
war es -bedeut«ungsvoll,daß auf der Lübecker Tagung das Präs i-

dialmitglied des Reichsverbandes der deutschen
Industrie, Direktor Hans Krämer, Mitglied des

Reichswirtschaftsrates,zeigte, daß unerbittlicher Tatbestand uns zu
EinschrankungendesJmports gezwungen hat. So reicht unser Be-
stand ian schwedischen Eisenerzen noch für IZH Jahre. Auch de-r
schwiedischeExport an Pflasterfteinen ist ganz selbstverständlichzu-
rückgegangen,da wir gezwungen sind, unsere Straßenbauten ein-

zuschranken.Allein im Etat der Stadt Berlin ist dieser Posten um

100 Millionen gestrichen worden.

Wenn nicht alle Anzeichen trügen, hat die Ta un der Deut-

setzen-Gesellschaftfür weitwirtschast« in rubeck sause-Mißver-
standnis zwischen Deutschland und den nordischen Staaten beseitigt.

Dr. Hans-Siegfried Web-er.

Die Hellenwahl
Dem Ausgang der Wahl zum e i en Landta am

19.’Juni 19Z·2sah»man nach AusschreibuilijgssvsocihiNeuwahleigizum
Reichstagemit erhohter Spannung entgegen. Wird das politische
Stimmungsbarometereine Änderung zeigen gegenüber den Länder-
wahlen vom April«1932? Das Ergebnis lhat die Erwartungen der

besondersNeugierig-en zwar nicht enttäuscht, aber auch nicht voll

befriedigt. Jn großenZügen hat das Ergebnis der Hessienwahl die

allgemeine Entwicklungslinie in der Veränderung des politischen
Volkswillens unterstrichen, wie sie schon durch die Länderwahlen
vom Apr«il-1932zum Ausdruck gekommen ist. Die Kurve der natio-

nalsozialistischenBewegung ist noch im Steigen. Die National-
sozialistenhab-en gegenüber der Novemberwiahl 1931 um I2,8 v.H.
ans-stimmenzugenommen. Sie haben 44 v.H. der Stimmen auf sich
vereinigt und von 70 Abgeordnetensitzen 52 gewonnen, haben also
ihre Erfolgeverstärkt,aber die erhoffte absolute Mehrheit nicht er-

reicht. Die Stimmenmehrung der Nation-alsozialisten ist zu einem
Drittel auf Kosten der bürgerlichen Mittelparteien gegangen. Tand-

volk,«DeutscheVolkspartei, Christlichssozialer Volksdienst, Staats-

partei, Volksrechtparteiund Wirtschaftspartei sind unter der Be-

zeichnung,,UationaleEinheitsliste«zusammengegangen, haben aber

gIeIchWOJTIUUV zUZeiSitz-e gegenüber fünf Sitzen im letzten Landtage
retten·konnen. Die Deutschnationalenhaben mit 1,5 v.H. der Stim-

men-«ihreneinen· Sitz behaupten können. Die Kommunisten haben
von ihren bisherigenzehn Sitzen drei verloren. Das Zentrum hat
mit 14,6 v.H. Stimmenanteilgegenüber 14,Z v.H. bei der letzten
Landtagswahlseine bisherigen zehn Sitze behauptet. Der Stärkung
der Nationalsozialistenauf Kosten der bürgerlichen Mittelparteien
und der Kommunisten steht als charakteristisches Moment eine Festt-
gung der Sozialdemokratischen Partei gegenüber. Jhr Stimmen-
anteil ist ·.auf23,I v. H. gegenüber 21,4 v. H. bei der letzt-en Landtags-
wohl gestiegen. Die Partei ist im Landtage mit 17 Sitzen gegenüber

bisher 15 vertreten. Nationalsozialisten und Sozialdemokraten haben
ihre Sitzanteile verstärkt,erstere um 18,5, letztere um IZ,Z v.H. Die

beiden Sitze der ,,Rationalen Einheitsliste« sind je einein Volks-

parteiler und einem Vertreter des Licindvolks zugefallen. Auch wenn

diese beiden Abgeordneten mit Nationalsozialisten und Deutschnatios
nalen zusammengehen sollten«würde die Rechte nur über 55 Sitze
und damit nicht über die absolute Mehrheit verfügen. Die Schlüssel-

stellung für ein-e parlamentarische Regierungsbildung liegt also wie

in Preußen auch in Hessen beim Zentrum, das-, sich bei allen Wahlen
der letzten Jahre »als unbedingt krisenfest erwiesen hat.

v

Bedauerlicherweise zeigt-e sich bei der Hessenwahl eine gewisse
Wahlmüdigkeit, vielleicht verständlich,aber staatsbürgerlich nicht zu

rechtfertigen. Die geringere Wahlbeteiligung (76,7 v.H. gegenüber
80,9 v.H. sbei der Rovemberwahl 1950) ist hauptsächlichauf Wahl-
müdigkeit bei der bürgerlichen Mitte zurückzuführen,deren Abgeord-
nete zu Vertretern politisch einflußloser Splittergruppen ge-
worden sind.

Die iauf die einzelnen Parteien entfallenen Stimmenzahlen und

Abgeordnetensitze sind aus der folgenden Übersicht zu entnehmen,
in der vergleichsweise die Ergebnisse der Landtagswashl vom 15. No-

vember 1951 gegenübergeftelltsind. In der weiteren Übersicht ist
die Zu- und Abnahme der Stimmen und der Sitze gegenüber der

letzten Tandtagswahl rechnerisch ermittelt.
«

wahr wahl wahr , wahr
19· Juni 1932 15. Nov. I931 l9. Juni I932 lö. Nov. 1931

Parteien Stimmenzahlen Abgeordnete-Hitze

ab- . ab- ··b-

sag, p. H. Faust p. H. ;«:;, p. H. g«:;,kv.H.

National- .

sozialisten . . 328 313 44,0 291 183 37,1 32 45,7 27 38,6

Sozial-
demokraten. 172 545 23,1 168 101 21,4 17 24,3 15 21,4

Zentrum. . . . . 108 603 14.6 112 444 14,3 10 14,3 10 14,3

Kommunisten . 82 111 11,0 106 790 13,6 7 10,0 10 14,3
Nationale Ein-

heitsliste:
Hessisches

«

Landvolk . . 20 763 2,7 2

Deutsche
Volkspartei 18 324 2,3 1

Chr.-soz.
Volksdienst -25 175 3,4 16 714 2,1 2 2,9 1 s7,2

Staatspartei 10 822 ,-1,4 1

Volksrechts
partei . . . . 1 585 0,2

Wirtschafts-
partei . . . . «

—- —

DeutschnatL
Volkspartei. 11 267 1,5 10 857 1,4 1 1,4 1 1,4

sozialistische
«

Arbeiterpartei 11 697 1,6 8 170 1,0 1 1,4 2 2,8

Andere Parteien 6 004 0,8 19 551 2,5 — — —- ——

·

Zusammen 745 715 100,0 785 304 100,0 70 100,0 70 100,0

Wahlberechtigte 975 238 955 181 —

Wahlbeteiligung76,7CX, 80,9(X,

Zu- und Abnahme der Stimmen und Sitze

gegenüber der Novemberwahl i93i.

Wa l am Wa l am Zusddet wa kam WIHICMZuiodek

«
19«h3umäXauhovemlneigt-wUzumäszlltäknälhlxie

P a rt e i e n i932 ber Ost
in »z«H.

i932
I 1931 m v« H«

—-.
«—·-—

(1931 (1931

Stimmenzahlen = 100) Abgeordnetensttze - loo)

Nationalsozialisten. 328 313 291 183 Js- 12,8 32 s 27 4- 18,5

Sozialdemokraten. . 172 545 168 101 -i- 2,6 17 15 -k—13,3

Zentrum . . . . . . . . . 108 603 112 444 — 3,4 10 N10 —-

Kommunisten . . . . . 82 111 106 790 — 23,1 7
s

10 — 30,0

Nationale Einheits-
!

liste ......... . . 25 175 68 2080 — 63,1 2 i 5 —- 60,0

Ministerialrat Dr. Georg Kaisenberg.

I) Die Summe der Stimmenzahlen von Landvolk,»D.B.-P., Chr.Bd., St.-SP.
und Volksrechtp., die 1931 getrennt den Wahlrempf fuhrten.«
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Ver heimatdienst

Charakter-spiegel der Deutschen in Osterreich und im Reich. Wie seit
150 Jahren Reichsdeutschie Und Gsterreicher einander sehen. Her-
ausgegeben von Dr. A. G a t t e r m a n n

, Verlag Gattermann,
Krems. 5 RM.

Wie oft hört man nicht die Berliner Und Wiener, die Nord-

deutschen und die Osterreicher miteinander vergleichenl Aber wer

kann bei Gebrauch von Bezeichnungen wie ,,echt österreichisch«oder

,,echt preußisch«wirklich aus näherer Kenntnis sprechen! Trotz aller

Bemühungen der tätigen Anschlußfreunde haben sich eben doch hüben
und drüben eine Menge von Vorurteilen übereinander eingefressen!
Es ist nun ungemein lehrreich und reizvoll, im ,,Charakterspiegel«
dem Werdegang solch summarischer Urteile zu folgen. Das erste
Wort im Buch hat der Berliner Aufklärer Ricolai, der auf Grund

seiner Reiseerfahrungen im Jahre 1781 den Wienern ein nicht gerade
freundliches oder verstehendes Denkmal ihrer ,,Freß- und Sinnen-

lust« setzte, das Schiller zu seinem Distichon »Es dreht immer am

Herd sich der Spieß« Anlaß gab und so bis in die heutigen Tage
»Bachhendllyrik«und Schlagoberstimmung bei vielen Reichsdeutschen
beim Gedenken an Wien, ja an Osterreich hervorzaubert. Und doch
konnte schon im Jahre 1784 J. G. A...Forster, der

Reisegekährte
des

Weltumseglers Cook, von Ricolai in Wien feststellen: »
r spreche

vom Charakter des Wieners, ohne zu bedenken, daß die meisten
Leute, mit denen er Umgsang gehabt, nicht Wiener und nicht Oster-
reicher waren.«

Und so folgt eine gegenseitige Schau der folgenden Generationen
der Befreiungskriege mit Zeugnissen von E. M. Arndt,
Goethe, C. Brentano, Z. Wernser, der Biedermeierzeit mit
dem Erwachen des Jungen Deutschland mit unvergänglichen Zeug-
nissen von Grillparzer, Menze«l, Kaulbach, W. Alexis, Stifter,
Gutzkow und Gervinus, dann die Zeit der deutschen Einigung von

1848 bis 1871 mit köstlichenBekenntnissen wie von A. Grün, Fr.
Th. Vischer, Hamerling, Treitschke und Schererl Dann bringen zwei
Abschnitte über den Zeitraum bis 1914 lebensreifste deutsche Zeug-
nisse über Österreich von Männern wie Kürenberger, Rodenberg,
Lindau, L. Thoma, Hoffmannsthal, Kainz, R. H. Bartsch u. a.

Jm Hinblick auf die erschütternd zahlreichen reichsdeutschen
Fehlurteile über die ,,Østerreicher« im Krieg wird der folgende
Abschnitt »Ich ihatt’ einen Kameraden« besonders gewichtig. Dar-
innen kommen Hindenburg und Conrad von Hötzendorf, General

Pittreich und General von Cramon, R. G. Binding und Wildgans,
Rosegger und J. Kurz, General Krauß und Mimra in sehr glücklich
gewählter Zusammenstellung zu Wort. — Und der letzte Abschnitt

Deutsche
Kaum sind die Taten des Flugbootes »Do X« etwas in den

Hintergrund getreten, ida wird unsere Aufmerksamkeit aufs neue

auf die deutsche Luftfahrt gelenkt durch den Jahresbericht für das

Jahr 1931, den die Deutsche Luft Hansa der Offentlichkeit
unterbreitet. Stellen wir das Wichtige gleich an den Anfang: Die

Sicherheit des deutschen Luftverkehrs ist weiter gestiegen, sie ist heute
doppelt so groß wie die der amerikanischen Luftschiffahrt. Die Zahl
der Unfälle hat sich beträchtlich
verringert. Entfiel noch im Jahre
1926 je eins Flugzeugunfall mit

personenschaden auf 426 550 km,
so war die Zashl der Kilometer

1930 auf I 510 445 gestiegen, um

sich im Jahr darauf mit 2 892 574

km noch wesentlich günstiger zu
stellen. Die Regelmäßigkeit des

Dienstes konnte von 90 v.H. im

Vorjahr auf 93 v.H. im Be-

richtsjahr verbessert werden.

Diese Steigerung ist in der

Hauptsache den technischen Fort-
schritten zu danken, die in der

Uberwinsdung des schlechten Wet- .

ters durch Blindflug und Dei-l-
dienst gemacht wurden. Der

Flugzeugpark der Gesellschaft be-

stand zu Ende des Jahres 1931
aus 141 Flugzeugen neuzeit-
licher Bauart, unter denen sich
43 mehrmotorige Großslugzeuge
befanden. Neu in den Dienst
genommen wurden 19 Flugzeuge
und 75 Motore. Die Unkosten
konnten um zwei Millionen her-
abgesetzt werden, während die
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Blick in die Bücher

Dr. Vor-mer« der Erbauer des Do x Scherenschnitt von Irmingard Straub, München)

,,Deutschland, Deutschland . . .« verkündet mit Stimmen von

Kolbenheyer, G. Hauptmann, Kleinwaechter, Spengler, Graf
Keyserling, Brecht und verschiedenen Stimmen der Jugend die

Sehnsucht und den Willen der Gegenwart zur gesamtdeutschen
Einheit.

Das ganze Buch ist eine erstaunlich reichhaltige Schau der deut-
schen Art von Österreich und dabei so anregiends in der vergleichenden
Problsemstellung, so gut in der sehr sparsamen Fügung des Begleit-
textes, daß man den jung-en Verlag besglückwünschenmuß. »Der
Charaktserspiegel«wird alle volksdeutsch Jnteressierten sowie die

Historiker, Geographen und Volkskundler erfreuen, er füllt seine emp-
findliche Lücke in der Österreich-Literatur,ist für den rieichsdeutschen
Reisenden in Osterreich ein unentbehrlicher Schlüssel zum Verstehen
tiseferer Zusammenhänge, er gäbe höheren Schulen die Unterlagen
zu ungemein denkenswerten Übungen in Form des Arbeitsunter-
richts und ist ein unentbehrliches Werkzeug auf dem Wege zur deut-
schen Einheit. Dr. S t.

Ausland-kundliche Vorträge der Technischen Hochschule Stuttgart.
Herausgeber: rof. Dr. E. Wunderlich. Band 1: Frankreich
(57 S.) 2 R ., Band 2: Jndien (94 S.) 4 RM., Band Z:

Jtalien (54 S.) 2 RM. Verlag Fleischhauer Fx Spohn, Stuttgart.
Es ist ein verdienstvolles Unternehmen der Technischen Hoch-

schule Stuttgart und besonders ihres Geographen Prof. Dr.
E. Wunderlich, in ,,A-uslaudskundlichen Vorträgen« sorgfältig aus-

gewählte Sachkenner in einer Betrachtungsweise, welche sich an

die Kjellåns anlehnt, Berichte geben zu lassen über die wichtigen
Länder der Welt. Nicht nur den Studierenden, sondern jedermann
sind diese Vortragsreishen (unentgeltlich) zugänglich. So bildet
diese gute Form von »university extention« ein wertvolles Glied
in der staatspolitischen Volksbildung. Besonders erfreulich ist es,
daß die materielle Möglichkeit zur Drucklegung der Vorträge und
damit zu weitester Wirksammachung besteht. Die drei vorliegen-
den Bände sind durchaus wertvolle Beiträge zur weltpolitischen
Literatur, wenn auch die Vielzahl der Mitarbeiter eine gewisse
Ungleichwertigkeit der Einzelabhandlung unvermeidlich macht. Die
Mitarbeiter sind: Band 1, Frankreich: Prof. Dr. Schrepfer,
Dr. B. Dietrich, Prof. Dr. W. Vogel. Band 2, J ndien: Prof.
Dr. Kraus, Prof. B. Sarkar (Kalkutta), lDr. A. Nobel, Prof.
Dr. Haushofer. Band Z, Jtalien: Prof. Dr. Greim, H. Klein
(Berlin), Prof. «D1-.Hassinger. Chr. Ko.

Eufrjaäer
Einnahmen nur um 1,2 Mill. RM. zurückgingsen. Der Verringerung
der Einnahmen um 4,Z v.H. steht demnach ein Rückgang des Auf-
wandes um 8,1 v.H. gegenüber. — Jn dem Geschäftsbericht heißt
es, daß das vom Reichstag gebilligte Programm des Reichsverkehrss
ministers für die Jahre x930 bis 1932 sich auf die stetige Entwicklung
des Unternehmens günstig ausgewirkt habe. Die Jnternationalisies
rungsvorschläge, wie sie «an der Abrüstungskonferenz gemacht wur-

den, werden von der Deutschen
Luft Hansa schon aus Wettbe-

werbsgründen abgelehnt. — Jm
europäischenVerkehr hat die Zahl
der Fluggäste um fast 8 v. H. zu-
genommen. Auch der Gepäcks
und Frachtverkehr kann eine«

Steigerung verzeichnen, nur die

Post leistet ihren Tribut an die

Krise: mit 17»v.H. ist sie hinter
den Beförderungsmengen des
Vorjahres zurückgeblieben. Das

innerdeutsche Streckennetz wurde
wiederum auf Grund neuer Er-

fahrung-en erheblich verbessert.
Jm außereuropäischen Dienst
brachten die Südatlantikflüge
günstige Ergebnisse. Die Post-
beförderung kann hier sogar
einen Zuwachs von über 90 v. H.
verzeichnen. Der für das Kri-

senjahr günstige Bericht läßt
hoffen, daß die Luft Hansa auch
weiterhin Herrin der Lage bleibt
und die in dem Bericht auf-
gezeigte gesunde Entwicklung

v

weiter fortsetzen kann — in die-

sem Jahr und in den kommen-
den Jahren. hrzg.
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DeutschemSchicksal
an der Saur!

,
»a« gilt noch »das Ringen, in dein

- deutsche Brüder und deutsche Schwe-
«

f H stern unter einer Fremdherrschaft
« itn Saargebiet stehen. 12 Jahre

nach detn Versailler Diktat ist fran-
zösisches Bestreben noch darauf ge-
richtet, deutsches Land vom

Deutschen Reiche zu tren-
n enl Die Abwehr solchen Be-

streben-z kann nur gelingen, wenn jeder Deutsche siir die

DSUkicherhaltung des Saargebiets mit einstehtl
Wer die Wahrheit über das deutsche Saarland und sein Schicksal
unter der Fremdherrschaft wissen will, lese die reich illustrierte

— — —- Aufslärungsschrist —- -— —

Deutsch die Saat immerdar —

hellt die deutsche Saat befreienl«
»Hubeziehen von der Geschäftsstelle »Saar-Verein«, Berlin sW U-
otresetnattttstraße«43,zum Preise von l,50 Mark. Wer sich fortlau-
fend ubervdie politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse im Saat-
gebiet orientieren will, lese die Halbmonatsschrift des Bandes

der Saarvereine

..Saar-Freund«mit illuilr. Beil-m
»Saarheimalvilder«.

Abonnementspreis 1,50 Mart vierteljährli B llun en nimmt
jede Postanstalt (Postzeitungsliste Nr. 218)chentgegexlk.—g——- —

Die Geschäftsstelle Saat-Verein und der Bund
der Saarvereine sind die einzige Saarheimnti
Schutzorganiiation un Reiche. Erwerbi die ist-dernde Mitgliedschast und Jhr dient einer

——wahrhastdeutschen Sachel —-

Anmeldungen nnd Anfragen sind an die Ge
«

stelle Saat-
Verein" Berlin sW U, Stresemannstr. 42fckåtlistrichtem

«

esmfcss « P
«

w us- löae«;,,Ts:sssoldek9«Wiss-«- fees-·-

streno vertraulich ohne Anzolsuuriq qeoen
O Monate Ziel and monotliche Rom-

Srelse Rate J Hort-P noch Liebs-uns
Jedes bett wird noch qerksollener wohl für

jeden Runde-s besonders Coqeterriqk
Hinderwerque Were führen wir viel-er

Auch sie werden bestimmt unser Kunde

Verlanaen sle kostet-use Muster und Frei-list-
1.Udek 400000 kund-ek-
i.mehr ols 10000 Orten

Le. omn

nolorieller

Bestätigt-they

Meer tooooo new-
hoben zum Lqu

use-it nochbesi

Teils-Hang bis lo Konnte-.
run . Ansablangserleiohtsrun . sei-lager-
3 telllgePolstersaknltur EIM

Reichhsltiser Ist-Zog statis.
Korb mdbol fuhr-Il- II Ihm
Oberlanqenstadt ssz Lichtentelssband

krumm-Liefe-

27.90.

Jugendlager

zy ,l(loppholH-al
«

sylf
« E« ""«’ m«

used-sitze Preise

Sol festl. Selegenlselten
will man einen gut-. Mogol-
weln in Ehren zeitleben-
Wir liefern unsere bo-
rühmt-. Standardrnarlron
out direkt-ern Wege, da-

her Frost-s Ersparnisse-
Probo u. sort.-Verzelchn.

gegn. Insel-at koste-nich

Welttheilen-lot-
ts. «- W. sehr-steten
Zorne-stetem Oft-sey

W
l- Anzug-since

blau und grau Wolk-

ksmrngarn d Meter

ZU. 6.80 all-T 8.80

Unverbindliche

Unsrer-sending
wird gern mgcssndtl

sur-er Tsxllllesrltailes
c. II. s. ll.«Bera. Festl. II

AquAnDUISDLUnG

DCUUCHER

60 Seiten III-ol- nrus 1.50 ZU

Iesirslrerlas s. In- d. I» serlln I IS, kais-lauter str. 41.

III Ildl beschcctok sollt-Es III-I Allswsllllskllllgspkchlollls

Die
übersccische Auswandcrung deutscher Menschen hat in

unsern Tagen in ihren wirtschaftlichen und finanziellen

Unterlagen, Ihren Ziclländcrn und ihrem Umfang, ihren Hoff-

nungen und Aussichten solch beachtenswerte Wandlungcn cr-

fahrcn, daB die neue situation zu einer Aufforderung wird, die

einschlägigen Probleme auch vor einem breiteren Auditorium zu

besprechen. von den vielen Fragen der Auswandcrung ist in
diesem Buch nur die landwirtschaftliche siedlung im
Auslande cincr kritischen Prüfung unterworfen, weil sie in
diesem Augenblick infolge der Wirtschaftskrisc und der Ein-

wandcrungspolitik amerikanische-r Länder für den wenigbcmittcls
ten Auswanderer fast die einzige solidc Aussicht bietet und an-

dererseits aus mancherlei Gründen dem deutschen volk und
besonders dem Freund dcs Auswandorers ernste Aufgaben stellt.
Wir meinen, daB die aufschluBrcichc schrift von allen go-
lsson werden sollte, die in staat und Kommuncn, Standcsorganis
sationcn und Vereinigungcn von Amts wegen berufen sind, Ar-

beitslosen und Jugendlichcn den Weg in dic Zukunft zu weisen.
Freunde des Auslanddcutschtums und des kolonialcn Gedankens
werden ebenfalls Belehrung und Anregung Enden.

-

LUF DM INEMDI

Die Krieg der deutschen kloereeewanaerunq als Berufer-. 7 Person-Mu- eier senkte-les-
holonisatoriecllen Feld-direkten , ziWer Wider deutscher AWsMuaw J W

Art-Wen der JMMFMUM. , staatliche Aal-»den mai Leistungen zur Auelaneiseieiilanq. J
Modus-se dickeriser Mel-er JwMeeieazunw , zus- Lrt der überseeiseäen schalem-. ! ziel

ums Kerze-Many der Ausland-Musik«

lllssst IMME, stilllklllllllllllllllll WEIsslllls W III ÄMIM
ist zu beziehen durch jede Buchhanle oder direkt.

Pomsprocltoke II I Entsinnst MI.
kostschoclrlrontor Berlin 789 Os.
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UeEnsEE-uno
Kor.onsAr.-zr-:I1-une

4s. Jahrgang
sk.

Das tiihrende icarnptorgan
illr deutsche Kolonialpolitlk

si-

Das kolonialwirtschattllche Nach-
richtenhlatt tlir industrie und Handel

si-

lIle Monatsschritt des Kolonials und

Auslandsdeutschen

sk

Dieaktuellekolonlalesilderzeltschriit

si-

Bezugspreis: Ausland jährlich 9,——Mk. Inland 8.— Mk.

einschlielzlich Zustellung. - Mitglieder der Deutschen

Kolonialgesellschaft Vorzugspreise - Lassen sie sich

kostenlos Probenummer zusenden durch den Verlag-

Deutsche Kolonialgesellschaft
Berlin W Is. Am Karlshad to

Illlicll ilic lili
beweisen wir denWert der Krankenversicherung bei
unserer Gesellschaft. Allen Anfeindungen zum Trotz
verteilen wir alle Uberschüsse des Jahres 1931

von mehr als 2 Millionen Mark
restlos an unsere Versicherten und geben den ver-

sicherungen, welche im vergangenen Jahre schaden-
frei geblieben sind

wieder 4 Monatsprärnien
als Dividende-
Durch diese hohe Gewinnbeteiligung bieten wir
tatsächlich die

billigste krankenversicherung.
Wir zahlen fortlaufend an versicherungsleistungen

täglich ca. 60 000 Mark.
Unsere Gesamtleistungen Seit 1924 belaufen sich auf

ilher tto Millionen Mark
tlir Krankheitskostem

liber to Millionen Mark .

tiir Versicherten-Dividende-

Vereinigte
Kranken-versicherungs-
Akuengesenschatt

Normale Gedevag. Kosrnos und Selbsthilfe)

Verlangen sie kostenlos und ohne jede Verbindlichkeit Prospekt und

Aufnaweschew durch das spezialbiiro für die Beamtenverbände

OTTO MAclc, SEKLllI O I.7,v
Am Ostbahnhot 1 2.

« « « · «

—

’ ·

«

'

Bnlinsneuköllm
s

tl’ ür den redaktionellen Teil gemäß pressegeietze Ministeriairat Dr. S trahl, BetlmsGrunewald. Für den UnzeigentekL H a go ZVetß e·,IllelfnigeAnzeigenannahmn Zentralverlag G.m. b.H-, Berlin wäs, Potsdamer Straße sil. Fernrnf B i Kurfürst 28 81. Offsetdruck: W. B ux en st em , Berlin SW Es.

Lehrer und Lehrerinnen, welche sich dem

Auslandschuldienst
widmen wollen, lesen

Mc tlclllscllc FCIIIIIC llll Allslållilc
Holllllsscllklll Illk Cclllscllc kkllclllllIL

lil sclllllc Ililtl kdllllllc

Herausgegeben von Prof. Dr. Hettich in Mailand in

Verbindung mit Direktor Dr. Castor-, Berlin und Rektor

Georg Reisinger, Rom.

llrganties ,,lerhanklastlautsolnrlluslankllellraruntl-Lal1rorinnan"-

24. Jahrgang-· Preis halbjähri. 4.—— RM, Ausland 4.50 RM

Seit vielen Jahren erste und einzige Zeitschrift ihrer Art.

Fliegt die Standesinteressen des deutschen Auslandslehrers

tums und wendet sich— sowohl an seminaristisch wie

akademisch vol-gebildete Lehrerlcreise Stellt für die DrauBen-

stehenden die Verbindung mit dem heimischen schulwesen

dar und baut die Brücke zum Verständnis der Kräfte, die

heute in Deutschland an der Umgestaltung der schule und

ihrer Methoden am Werke sind. Erfüllt ferner die be-

deutsame Aufgabe, die deutsche Offentlichkeit und die
deutschen Beruiskollegen über das kulturelle Leben unserer

Auslandsschulen und über die Rolle, die der Auslandlehrer

als Vermittler dieser Kultur weit über den Rahmen der

Schule hinaus zu spielen berufen ist, aufzuklären.

Probehekte erhalten Sie kostenlos von

illlcllllcisWle illi. li. lllilsslllllllllllsllllllllsl

Die Aufklärung sit-er die Haltung der

kranzösischensegierung in Lausanne und

Gent in den- soeben erschienenen suche-·

Dr. Karl Schwendemann

Frankreich
180 seiten, 26 Karten und schaubilder. Preis gebd. s.40 IM-

Doppelband 27J8 der «Weltpolitischen Bücherei«.

Der Autor ist den Lesern des «Heimatdienst«

aus vielen AufsätZen bekannt. Zum erstenmal

werden in diesem neuen Buche schwendemanns

im Zusammenhang die politischen Grundkräite

Frankreichs aufgezeigt, die politischen Parteien

und die geistigen und wirtschaftlichen strömun-

gen. die ihnen zugrunde liegen. geschildert und

Frankreich als aunenpolitischer Faktor ln

seiner Gesamtheit und in seinen ziel-

setzungen und Methoden dargestellt

Sestellen sie soiort dieses aktuelle Such.

Verlangen slesonderprospekte derWelt-

politischen Bücherei u. des Doppelbandes 27J8.

lllllliillllllilsllli.Ill. li. li»Illilill lll ZE.
Potsdarner strane 41
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